
Die Einschränkung der Verfallbarkeit von betrieblichen 
Ruhegeldansprüch en 

Von Diplom-Volkswirt Dr. jur. Hans Herbert von AR N IM, Wiesbaden 

Die Diskussion um die Reform der betrieblichen Altersver­
sorgung, insbesondere um die Einschränkung der Verfallbar­
keit von betrieblichen Ruhegeldansprüchen bei Betriebs- · 
wechsel des Arbeitnehmers hat 'seit einigen Jahren eine 
immer breitere Öffentlichkeit erfaßt. 1966 empfahl die 
Sozialenquete-Kommission. daß solche Regelungen betrieb­
lid1er Altersvorsorge, bei denen die Arbeitnehmer die in 
.einem Betrieb erworbenen Rechte beim Betriebswechsel be­
halten, .. vorgezogen, z. B. steuerlich besonders begUnstlgt 
werden" sollten 1. Weitere Schritte in Richtung auf 'eine 
Reform waren die Beantwortung einer Kleinen Anfrage der 
FDP-Fraktion im Bundestag über die Zu~nft der betrieb­
lichen Altersversorgung durch die Bundesregierung der 
Grt?ßen Koalition I und die Sozial berichte der Bundesregie­
rung von 1970 und 1971 ~. 

Nach den Beschlüssen der Bundesregleru~g vom 9J 10. 6. 1971 
zur Steuerreform sollen nun ab dem 1. 1. 1974 Rückstellungen 
der Unternehmen tür betrlebUche Ruhegeldversprechen 
steuerrechtlich nur nach anerkannt werden, wenn diese ge­
wissen Mindestvoraussetzungen hinsichtlich der Unvertall­
barkeit genügen. Wie d iese M.indestvoraussetzungen im ein­
zelnen aussehen sollen, ist noch nidlt mit Sicherheit abzu­
sehen, Auch nach Veröffentlichung der genauen Reformvor­
stellungen der Bundesregierung wird die Diskussion zumin­
dest bis zum Erla ß eines entsprechenden Cesetz.es durch die ' 
gesetzgebenden Körpersmaften weitergehen. Zudem ist schon 
ietzt abzusehen, daß die arbeitsrechtliche Proble­
matik der Verfallbarkeit durch die angestrebte steuerlidte 
Regeh:ng nicht völlig gelöst undyom T isch gebncht w ird. Es 
erschemt deshalb gerechtfertigt, sie noch einmal in aHer 
Kürze aufzuzeigen und. Lösungsmöglichkeiten zu ' unter­
breiten 4. Dabei ist besonders auf die in der neuesten arbeits­
redltlidlen Literatur noch umstrittenen Fragen einzugehen. 
~uf der Grundlage dieser Uberlegungen soll dann die vor­
gesehene steuerrechtliche Neuregelung, soweit sie schon be­
kanntgeworden ist, einer ' vorläufigen Kritik unterzogen 
werden. 

A. Arbeitsrechtliche Würdigung der VerfaUbarkeil . . " 

1. Die Unzulässigkeit unbeschränkter Vedallklauseln 
(Die "UnverfalibarkeitslehreU

) 

fallbarkeit mit allgemeinen arbeitsrechtlichen Grundsätzen 
. unvereinbar ist und ihre Zulässigkeit deshalb - notfalls auch 

durch das Bundesarbeitsgericht ~ eingeschränkt werden 
muß. 

n. Die ' Ausgestaltung der Unverfallbarkeit 
1. Grundsa.tz: keine Abftndung 
Weitgehende Übereinstimmung besteht auch dar.über, daß im 
Falle der UnverCallbarkelt eine bare Abflndungszahlung 
grundsätzlich weniger geeignet ist als die Aufrechterhaltung 
der Anwartsmaft ' und das Auszahlen der Rente beginnend 
mit dem Eintritt des Versorgungsfalles. Eine bare Abfindung ' 
würde der besonderen Zweckbestimmung des Ruhegelrles 
nicht entsprechen, weil sie häufig nicht für eine Alterssiche- . 

· rung, sondern :für Sonderanschaffungen, die sich der Arbeit­
nehmer sonst nicht leisten könnte, verwendet würde. 'A\lch 
wäre die Gefahr nicht von der Hand zu weisen, daß die ' 
Arbeitnehmer bei einmaligem Geldbedarf,"etwa für beson- J' ' : 

dere Anschaffungen, bisweilen die KUndigung geradez.u be­
treiben würden, um die AbftndungszahlWlg zu erhalten:' 
Schließlich könnten die Arbeitgeber für die investierten, den 
(möglichen) Rückstellungen entsprechenden Mittel nicht so 
langfristig disponieren, wenn sie vorzeitige Auszahlungen ': 
ins Auge fassen müßten, welche z. B. bei M~ssenentlassungen . 
eine v ielfach untragbare Belastung ' für das in solchen Fällen .. . 
ohnehin gesChwächte Unternehmen darstellen, oder - zur ' 
Vermeidung. dieser Folge - zu einer wirtschaftlich nicht sinn- 1. 

vollen Weiterbescbältigung der Arbeitnehmer. führen könn- '. \.. ' 

-~ . 
Damit ist die G~ze der Uberelnstimmung hlnsichUich · der ,.' 
Ausgestaltung der Unvertallbarkelt aber schon erreidlt. Un- : . . 
geklärt ist vor allem noch die Beantwortung folgender Fra .. : 
gen: Muß der Arbeitnehmer wenigstens eine gewisse ~eit .,.. .. 

· in den Diensten des Arbeitgebers gestanden haben, und wenn 
Ja: wie soll diese bemessen werden? .Ist .aum das Lebens-:- . 
alter des Arbeitnehmers zu berUcksidltigen? Soll Unve;1aU .. ~ 
barkeit auch bel auDerordentlicher Kündigung des AI:be1t':' ~ ~ . 

· gebel'S eintreten? Und schließlich: Wie ist die Höhe der An- . 
waitschaft bei vorzeitigem Ausscheiden zu bestimmen? Diese \ ~ ,. 
Frage~ sollen im folgenden behandelt werden. "". ' .' 

.': 
Betriebliche Ruhegeldzusagen . sind bisher regelmäßig nur ' ' I BeT1<!ht det Soualenqu~te-Kommlulon, Soziale stdlerung In der, ':, 
unter der Bedingung erteilt worden. daß der Arbeitnehmer ' ~ ~ ' BundesrepubUk DeuQCh1ancl, StuU"artlBerUnJKölnIMalnz . UM," 
be . . T%.. ' 0i31. " ,'-. '; : .. 

. . i seiner Pensionierung noch in den Diensten des Arbeft- . I. Bundestala-Drudc .. : V!311t. ' ' ; . -;.-: ~ .. , "-- ~',": " 
gebers steht. Wird das Arbeitsverhältnis vorher aufgelö:st;,So 3 Bundesta,a-Druck:I. VVMU und Bundenata-Drudc., 2111'n;" :' , " .. .. / ... 
soll die Aussicht auf Ruhegeld dagegen ersatzlos vertallen • . ' . . 40 vgt. 1m eln2:elnen v. Amftn, Die Ver:tallbar1celt vari betr1ebUche~ ' , " 
Der Verfall einer Ruhegeldanwartschaft kann aber für den ~ . RUhei'eldanwlllftsc:hl1ten. Heldelbera 1170. ~ . ' ; . . " ,t •.. , ... . . . : 
Arbeitnehmer, der entlassen wird, . eine sehr große Härte . ; s "gt, die In den Fußnoten 1 bf. S angegebenen RJnweJ.o~ vet. ter.: .;. 
bedeuten. Durch die Verfallbarkeit wird auch ein mittelbarer , _ , ner z, B. Grlle!. Die beh1ebUcbe Altentt.lrsor,lI. OÜHeldorf un, '. 1' 

Druck auf ihn ausgeübt, Kündigungen zu unterlassen. 'Die . s, 38: Htlgn. BetrAV 196'1 8. Ni dl~ •.• Handbuch der betriebliChen ~ ..... 
Altersven;oraun,. 11. Autl .• MClnChen 11118, ' S. 111 t. ; Bflintilf', BB I. H 

Verfallbarkeit wird deshalb' seit einigen Jahren in zuneh- . 1967 s . ... &e; ' HetumG~n. DU IH7 S. 117; den., Die betrlebllcheo. _: 
met)dem Maße : als sozialpolitisch ' unerwünscht angesehen s. RUheleldverpntdJtunaen,l. AUfi., Köln 1111, S. 20; HtJhne, BetrAV 
Dagegen wurde die Re c h t s g ü 1 t i g k e i t solcher -Verfall- 1967 S. 121; Belieht des Deuuc:h.en Induatrfelmtltutl zur 8o!..1alpo.. 
. I1tn~, 196711, S . . 21; Memo~dum der ArbeitsgemeInschaft tUr be.o ", 
klauseln von der Rechtsprechung und der herrschenden Lehre trlebllche Altersversorgung Yon 19$, BetrA V. 1881 S. Ja H.; Brau., : . . ~ ', 
noch bis vor kurzem ohne weiteres anerkannt .'. · BetrAV Ul1 S. 11. .: . _, .. ' " ~ ,.:~ .;, 
In neuester Zeit hat sich hier allerdings deutlich tiin Um- " Nachweise bel v. Amlm, 8.a,0 . (Fußnote 4), S. 18 f. 
schwung angebahnt. Fast scheint es sogar, als habe die noch , ., Der Terminus ist Yon Siell &eprlgt worden, SAE un s . 11:" ,". "! :--;,. 
vor wenigen Jahren rum Teil belächelte AnsIcht; die Vertall- I Neben u. Andm, •.•. 0, (l'uDnote oll; wtedC!mann, RUheleld~~:" ,.;;J 
barkeit widerspreche .bereits · dem geltenden 'Arb:eitsrecht, . wartschatt und Ko,ndlruni. RdA lU68 S. 24.t: Monjau, Die Au,~'" \~" 

" " G kl Ob w~kungen von KUndtiUnren auf betriebliche Ruhe,elder, DB :' ... .. 
schon heute tiber einen Mangel an egnern z~ agen. er- . . 1170 . S. 17"; Dfeterlch, RUhegeldanwartachan und KQndl'UD~."';''( ',1 
blickt man nämlich die wissenschaflliche Literatur der letzten ArbuR 1971 S. U8; Ygl. ferner Sl.:Idcu, JA Arbel~ und Soztalredd'; ., .1~ 
zwei .labre, so stimmen,- soweit ersichtlich,: alle, die sich 1970 S. 1Gt.;.der.r., SAE 1870 S. 273; GruMkl,l, Anm. zu· BAG-. ·AP· t .; 
intensiv mit dem' problem besc:häftigt haben, der '~Unverfall- Nt. B1 zu I zota liGB Ruhegehalt; der., ArbuR DU 8.1.: &(I"n«1',:" : '; 
barkeilslehre" 1 im' Grundsatz zu a. Damit scheint die erste . Arbeltsredl.t, Z. Aufi., S. m. , . , ' . \. .i " . :... r ','" • 

• Im übrigen mag es dem ArbeItgeber frel.tehen .. wahlwet ... tatt, 
Runde der Diskussion jedenfalls die prinzipielle Obereinstim- . der Autrechterhaltuna: ba1'll Abtlndunl'uahluDlen I:U lewihnen. 
mung hervorgebradlt zu haben, daß die unbeschränkte Ver- taUs er elies ausnahxnawetae vomehen .oUte. J " , ·, ; ... .. , ••• !. 
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2. Ab wann muß Unvt:rfallbarkeil ~intreten? 

2.1. Der S treitstand 
Auf d ie Frage. ab wann Unvcrfallbackei t eintreten muß, 
w e l"dt>n vu n den Vertretern der "Unvcrfalibarkci tslehrc" vcr­
sl:hiedcne Antwoeten gegeben. 

Wie dem a n n 10 meint, ein gencrelles Verbot jeglid1cn An­
waft scha fts verlustcs brauche n icht diskutiert "l.U werden, .,denn 
es müßte, folgerichtig durchgeführt, auch der Wartezeit ihr Le­
bcn!lrecht nehmen: ' Unved .. nbarkeil mü!;se erst " nach einer 
statUich~n Anzahl von Jahren" eintreten. Da zudem ein Verlust 
einschneidender wirke und deshalb unbilliger sei, 1e älter der 
Arueitnehmer sei, mÜS!ie .. der Pensionsplan in der Nähe seiner 
Verwirklichung sakrosankt werden:' Der Vorschlag der Ar­
beitsgemeinschaft Hir betriebliche Altersversorgung, eine Rcgc~ 
lung einzuführen, bei der eine bestimmte Summe an Dicnst~ 

und Lebensjahren erreichl sein muß 11, werde den Erfordernissen 
deshalb gerecht, weil dann die Länge der Wartezeit mit dem 
Lebens:Jlter sinkt. 

Mon i a u 11 hält eine bestimmte Mindestdauc r des Arbeitsver­
hältnisses" als Voraussetzung für d ie Um'erlallbar keit für zu­
lässi.g. Wenn der Arbeilnehmer vor Ablaul der Mindestd~ul?r 
ausscheide, werde sich in' der Regel ohnehin .. g;u kein Anspruch 
auf Ruheccld ergeben, weil die Mindestdauer fa st stets schon 
Voraussetzung für das Entstehen der Anwartschaft ist und meid 
zehn Jahre betrii~t." 

Die t e r ich IS ist de r' Meinung, daß ,.eine Betdebsbindung von 
m eh r als zehn Jahren ... keinesfalls toleriert werden kann und 
wird", sofern der Arbeitnehmer beim Ausscheiden ... us dem Be­
trieb ei n Lebensalter von 50 Jahren oder mehr aufzuweisen 
habe. Die 1 e r t c h belürwortet im übrigen, wie Wie dem a n n 
im Anschluß an das ABA-Memorandum, eIne flexible Grenze, 
die sidl aus der Summe von Lebensalter und Wartezeit berpch· 

. net. DIe t e r ich differeniiert allerdings je nach den Au(­
lösungsg rUnden H . Die genannten Voraussetzungen für die Un­
vel'follbarkeit sollen nur bei Kilndlgungen des Arbeitnehmers 
und bel verhaltens- oder personenbedingter Kündigung des Ar­
beitgebers (beziehungsweise bei Autlösungsvel'trag aus entspre­
d'll'nden Anlässen) zulässig sein. Bei betriebs bedingten Kündi­
gungen sollen die Ruhegeldanwartschaf1en dagegen stets erhalten 
ble iben bzw. die ArbeitnehmC!r abgefunden w(>r'den müssen. 

Ich U habe mich dafOr ausgesprochen, den VerfaUzeilraum _ 
unabhängig vom Lebensaller des Arbeitnehmers - auf drei. höch­
stens fünf JiJhren zu beschränken 11 und bin damit wei.tergegttn­
gen uJs Mon j a u , Die tel' ich n und wohl aum als Wie d e­
man n es für richtig halten. 

Woran liegt der Grund für die Verschiedenheit der An­
sichten? Ginge es nur um eine Wertung allerseits bekannter 
Sachzuammenhänge, die selbstverständlich je nam dem Inter­
preten unterschiedlim erfolgen kann, bei de r aUe Antworten 
aber noch als innerhalb einer Bandbreite vertretbarer Mei­
nungen liegend anerkannt werden müßten , so könnte die 
v'.'eitere Auseinandersetzung nicht mehr als die bekenntnts­

. hafte Oftenlegung der persönlichen Meinung bringen und 
wäre damit wenig fruchtbar. Dies ist jedodl m. E. nicht der 
Fall. Natürlich hat Die t e r ich redlt, wenn er feststellt, es 
gebe keine "logisch ableitbaren Patentlösungen" u. Die 
Existenz mehrerer vertretbarer Ansichten anerkennen, heißt 
aber noch nicht j e d e Ansicht als vertretbar ansehen. Auch 
Die t e r 1 c h würde dem zustimmen, da er ja mein Ergeb­
nis "Verfallzeitraum von höchstens fünf Jahren ohne Be­
rücksichtigung des Lebensalters" nicht für vertretbar hält I'. 
Offenbar wird das Ergebnis (beziehungsweise die Bandbreite 
der vertretbaren Ergebnisse) der Inleressenabwägung von der 
Einschätzung der abzuwägenden Interessen bestimmt. Und 
hier divergiere ich in der Tat von den anderen Vertretern 
der Unvertallbarkeitslehre. Dies gilt es im einzelnen zu ver­
deutlichen. Dabei beschränke ich mim hier auf den Fall der 
vom Arbeitnehmer veranlaOten Kündigung, da Einigkeit 
besteht, daß bei einer vom Arbeitgeber veranlaOten Auf­
lösung jedenfalls keine strengeren Voraussetzungen fUr die 
UnverfaUbarkeil .vorliegen dürfen. 

2.2. Wie be~echtlgt ist die Bindung des ' 
Arbei~nehmers? . 

. ""'! i e dem a n n M ' echt davon. aus, es bestehe nein berech­
tigtes Bedür(nis fü~ den Arbeitgeber, langjährige Betriebs-
treue und .innerbetnebUches Wohlverhalten t n d • A 
Dieterich1t I t zu or em. uch 

.. n mm an. es sei .. natürlIch vollkommen le I 
tim '. wenn der Arbeitgeber mit verstärkter Betriebsbindu~ -
.läst~ge .~bermObilität·.. bekämpfen wolle, nur dürfe di~ 
BetrlebS~.lOdung nicht über ,.das sadllidl gebotene und durch_ 
aus vemunfUge Ziel" hinausschießen und unter Umstä nd 
ebenso unerwünschte Immobilltät bewjrke~". Während al:~ ' 
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Wie d em a 0 n und Die t eri ch eine besondere Bindu~g . 
du rch Ruhege ld .... erfallklauseln grundsätzlich für zulässig 
h alte n und nur ein Zuviel, ein übermaß verhindern wollen) 
sehe ich die in jeder VerCallklausel liegende Mehrbindung 
(gegenüber der wettbewerbskonCormen Bindung durdt attrak...; 
t ivp. Bemessu ng des laufenden Lohnes) von vornherein als 
bedenklich an. 

Die Auswirkung: der unterschiedlichen Einschätzung der 
Berechtigung des Interesses des Arbeitgebers, die Mobilität 
zu .... ermindern, liegt aur der Hand: Wied-emann und 
Die t e r ich streben - in Anbetracht der berechtigten 
Interessen der Arbeitnehmer, die Bindung bzw. den Ruhe­
geldverfall zu vermelden - einen Ausgleidl etwa in der 
Mitte zwischen völliger Unverfallbarkeit und unbeschränkter 
Verfallbarkeit an ~!. 1\:1 ein e überlegungen grav:itieren da_ 
gegen zwangsläufig mehr in einen Berelch, der der völligen 
Unvel'Callbarkeit beträchtlich näher liegt als der unbeschränk_ 
ten VerCallbarkeit. Dreh- und Angelpunkt der Diskussion ist 
also die Beantwortung der Frage, wie das Interesse - des ' 
Arbeitgebers, den Arbeitnehmer durch Verfallklauseln an 
seinen Betrieb zu binden, rechtlich einzuschätzen ist. 

2.21 Die "Suggestivwirkuno" der bisherigen Gestaltung 
Bei dieser Einschätzung muß m an sich allerdings vor einer 
allzu starken Beeinflussung durch die bisherige Gestaltung 
lind e inem daraus möglicherweise drohenden Zirkelsch1Uß 
hüten. Solange die Verfa llbarkeit unbedenklich e~schie~ War 
nichts dagegen einzuwenden, wenn man den Sinn des Ruhe_ 
geldes gerade wegen der Verlallbarkeit darin sah, ... Beloh_ 
nung !Ur den treuen Diener seines Herrn ru .. sein" ZII. Ein 
Arbeitgeber, der ein verfallbares Versorgungsversprecllen 
gibt, verspricht zweifellos "Versorgung für treue Dienste" h 

Es ist auch nicht zu bestreiten, daß der Arbeitgeber nach de; 
(faktisch allein von Ihm gesetzten) Verfa llklausel eine Be_ 
triebstreue erstrebt. Das mußte, solange die Verfallklausel . 
als gOltig angesehen wurde, auch legitim erscheinen. Sobald 
aber die Gültigkeit der VerCallklausel eben wegen über_ 
mäßiger Bindung in Frage steht, läßt sich alls ihr oder dem. 
durch sie bestimmten "Sinn des Ruhegeldes" kein Argument 
mehr für die Berechtigung des BJndungsinteresses des Arbeit_ 
gebers ableiten. Denn zur Diskussion steht jetzt nicht mehr 
der ArbeitgeberwiJIe und sein Inhalt, sondern die ihm ge- ' 
zogenen Grenzen. Nach Anerkennung der Inhaltskontrolle 
von Ruhegeldzusagen ~ kann es nicht mehr um die Aus_ 
legung der Vel'fa~lklausel, sondern nur noch um die Frage '­
ihrer objektiven Angemessenhelt gehen. Ebenso wenig kann 
man aus den bisher bestehenden Wartezeiten eIn Argument 
für die Beredltigung des B'indungsinteresses des A,rbeitgebers 
oder direkt für die Angemessenheit von bestimmten Höchst_ 
verlallzeiträumen entnehmen H. Denn mit Wartezeiten kann 
der gleiche Effekt wie mit Verfallklauseln erreicht werden.. 

10 RdA 1969 S. 2H. 249. . ', 
1I vgl. BetrAV 1969 S. 92, H. 
12 DB 1170 S. 1'H14, 1737. 
13 ArbuR 1971 S. 129, 132. 
14 HinsimtllCb lies Sont;lertalls der außerordentllchen KUndl.gUllK 

des Arbeitgebers aU5 einem vom ArbeItnehmer veClchuldeten 
Grund siehe unten 6. 1072. 

1!5 A.a.O. (Fußnote 41. 6 . 152, 111 t. 
16 Zustimmend SdckeT. ArbuR UlI S. 1S0. Sacker unterstellt tnl 

dort alierdJnga unzutreUend die Ansidlt., ein Wesfall der RUh~r. 
geldanwartschatt mUsse Immer aussdlelden, wenn die KUndlgun -
vom ArbeHceber ausgebt. C 

17 Bel betrlebsbedlngler Kündilunl geht Dietend!. aUerdings ~ett . 
11 A.a.O. (Fußnote 3), S. In, . ~r. 
19 A .a.O. (Fußnote I). S. 13%. 
20 A •• . O . (Fußnote I), S. 2M. 

%I A.a.O . (Fußnote ') , S. lU. 

Z2 Vgl. besonders ~eutUch bel Wtedemann, 8.a.0. IFUO~ote a), s 2~1. 
Du Ruhegeldver:sprechen habe die Besonderheit,' daß es z",'eif :. 
eher Zwe<:kverrol.:-ung diene: LOhn tOr langjlllrJce unct untad" 
Hge Dlenl>te Im glelmen Unternehmen (LOhn fOr WOhlVerhaltee­
und Vorsorge tOr Alter und Invalldltlt. Zwischen den betet n) 
Zw edc.rlchtungen entstehe "ein gewisser Zielkonfilkl. der sieb en, 
e:lne differenzierte BeurteUung der Verfallbarkett aUSWirkt. auf 
Betriebstreueprämie tend.iert auf eine mtlcUdllt weit bt Dt" 
'oge B ' d dl j...... n&usg~ ... ne m ung, e =,o,e Beendigunc des ArbettsverhältnJsa 
ganz gleich aus welchem GJ'unde berüCkstdltigt Im G es." 
satz d.lIZU steht der versorlilungs~weck, denn Vot'~~e bed:~en­
SIcherung ". Der versorsung.gedanke spricht also Prlnztpt,ellt 
segen die Verfallbarkelt". I! 

23 Wledemann. a .•. O., (Fußnote I), S. :4'7. 
U Wtedlm10nn, •. a.O., S . 14'. 
15 Siehe unten S. 1073. ' . 
US . .' 

s~ ~~~~ Wle4.~(l.nn. &, •• 0., 5. 249" .und Monjau. a .• ;o . (FUßno'te 8) • . 
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Ih re obj ekti ve Angemessenheit steht deshalb genauso zur 
D iskussion wie d ie von Ver[aUklallse1n 111. 

D 1 e t e r 1 c h vermeidet bei. der Annah me. das Interesse der 
Arbeitgeber, "lästige 'Obermobilität" zu bekämpfen , sei "natür­
lich vollkommen legitim", zwar den gena nnten ZirkclschluO, aber 
nur um den Preis, daß er keinerlei B egründung filr seine Be­
hauptung angeben kann. Es drängt sich die Frage :;mf, ob nicht 
auch Die t e r ich unbewußt von der bisher zulässigen Gestal­
tung, nach der die VertaUbukeit unbedenklich, das verfolgte 
BIndungsinteresse deshalb notwendig legitim war, geleitet wird. 

2.22 Die Notwendigkeit einer objektiven. Kon t-rolte, die 
Bedeutung der Wirtschaftswissenschaften 

Dieser Art von "Suggestivwirkung" der bisherigen Regelung 
müssen wir uns zunächst bewußt entziehen:8 und versuchen, 
das in den Vedallklauseln liegende Bindungsmoment auf­
grund objektiver Kriterien näher zu analysieren und es so­
dann mit der Elle allgemeiner Rechtsprinzipien, wie der 
KUndigungs- und Berufsfreiheit und der Wettbewerbsfreihe it 
zu messen. Nur auf diese Weise ist es möglich, das ,.Normal­
maß" an Arbeitnehmerbindung zu bestimmen und damit zu­
gleich die Basis tUr die Beutteilung der Frage zu gewinnen, 

. wann ein "Übermaß" vorliegt. 

Für die ridltige Erfassung und die Konkretisierung der all­
gemeinen Rechtsprinzipien ist das Heranziehen und Nutzbar­
machen wi r t sch a f ts w is senscha f t 1 i eh e rund 
wirtschaftspolitischer Erkenntnisse unerläßlich. 
Die Notwendigkeit, die Erkenntnisse der Wirtschaftswissen­
schaften heranzuziehen, ist, wie Bi e den k 0 p f. U mit Recht 
bemerkt hat, für das ganze Arbeitsredlt geradezu typisch. 
Die Wirtschaftswissenschaft hat für das Recht des betrieb­
lichen Ruhegeldes aus zwei Gründen noch gesteigerte Be­
deutung. Einmal steht dieses · wie kaum ein anderes Rechts ­
gebiet im Schnittpunkt arbeitsrechtlicher, steuerrechtlicher, 
betriebs- und volkswjrtschattlicher Erwägungen, die alle in 
einem Wechselspiel zueinanderslehen. Zum anderen beruht 
das Recht des betrieblichen Ruhegeldes mangels arbeitsgesetz­
lieher Regelung auf freier rlchterlicher Rechtsfortbildung, bei 
der dem Richter nur allgemeine Rechtsprinzipien zur Orien­
tierung zur Verfügung stehen, die ihrerseits aber häufig .mf 
wirtschaftspolitischen Ordnungsvorstellungen beruhen und 
deshalb nicht ohne die Erkenntnisse der Wirtschaftswissen­
schaft richtig erfaßt werden können u. ..Zugespitzt ausge­
drückt könnte man sagen, daß die Rechtswissenschaft von der 
Nationalökonomie sich über die Natur der Sache, mit der sie 
es zu tun hat, aufklären lassen muß" ce 0 i n g SI). 

2.23 Analyse von Bindungsklauseln 

2.231 De;- Bindungseffekt des Lohnes 

Die Problematik der Bindungsklauseln liegt In der Ver­
knüpfung einer materiellen Zusage des Arbeitgebers mit der 
Nichtausübung des Kündigungsrechts ·seitens des Arbeitneh­
mers, Dadurch kann ein an sich. kündigungsgeneigter Arbeit­
nehmer möglicherweise von einer KündIgung abgehalten 
werden. Das Bewirken einer psychologischen Kündigungs­
hemmung ist allerdings als solche nom keineswegs problema­
tisch. Auch der normale laufende Lohn hat · notwendiger­
weise einen Bindungseftekt, weil sein Aufhören im Falle der 
AUflösung des Arbeitsverhältnisses eine psychologische . 
Schranke gegen Kündigungen seitens der Arbeitnehmer, die . 
auf. den Lohn fUr ihre Versorgung angewiesen sind, darstel­
len kann. Einen Arbeitnehmer durch Gewährung eines attrak­
tiven Lohnes intensiv an den Betrieb zu binden, ist geradezu 
die klasslsdle Methode, Arbeitnehmer im Wettbewerb mit 
anderen Arbeitgebern im Betrieb zu halten, ebenso wie der 
Lohn das herkömmliche Mittel ist, Arbeitskräfte anzuwerben. 
In heiden Fällen, bei der Anwerbung wie bei der Bindung 
handelt es sich - wirtschaftlich. gesehen - um den Kauf von 
Arbeitsleistungen auf dem Arbeitsmarkt, d . h. im Wettbewerb 
mit anderen Arbeitgebern, das eine Mal von neugewonnenen, 
das andere Mal von schon bisher bei dem be treffenden Arbeit­
geber beschäftigten Arbeitnehmern. 

2.232 Die Besonderheit von Ruhegeldverfallklauseln 
Die Besonderheit der RuhegeldverfaUklauseln Hegt . darin, 
daß der Arbeitgeber einen Tell des Lohnes, nämlich das 
Ruhegeld, in der Fonn gewährt, daß er die darauf pro ·Ar­
beitsperiode entfallenden LohnteUe zus.ammenfaßt und den 
Gesamtbetrag bei Kündigung vor Ablaut eines bestimmten 
Zeitraumes verfallen läßt, also insoweit die EnUohnung "pro 
rata temporis" ausschließt. Dadurch erzielt der Arbeitgeber 
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rur d ie Dauer d ieses Zei tra ums einen größeren Bindungs ­
c [(ek t , als er ihn bei normaler E rhöhung des laufenden 
Lohnes er reich en w ürde. Denn bei dieser .. Alles-oder-nidlts­
Gestaltung" erhält d er Arbeitnehmer im Falle einer Kündi~ 
gung n icht nur zukünfti g keinen Lohn mehr ~ was selbs t­
verständlich ist, denn er wird in dieser Zeit ja auch keine 
Arbeitsleistung mehr erbringen - sondern ihm werden auch 
die Lohnteile vorenthalten, die bei periodengerechter Um­
legung der zusätzlichen Lohnteile auf die vergangene Zei.t 
entfallen. Die VerfaUbarkeit begründet also eine Meh r­
bindung gegenüber d er Bindung mit laufendem Lohn. Wollte 
der Arbeitgeber andererseits durch E rhöhung des laufenden 
Lohnes ungefähr den gleichen Bindungse(fekt erzielen wie 
mit der Gewährung oder dem Versprechen einer Leistung 
unter Verfallvorbehalt, so müßte er (im Durchschnitt) be­
t rächtlich höhere Aufwendungen machen. Die Bindung des 
Arbeitnehmers ist also im Verhältnis zum dafür erhaltenen 
materiellen Gegenwert zu groß. Zwischen Arbeitnehmerbin­
dung und Arbeitgeberleistung besteht ein Mi ß ver h ä I t­
ni s n. 

Ein eintadles Beispiel mag das Wesentliche verdeutlichen: Ein 
Arbeitnehmer erhält neben seinem laufenden Lohn am 1. 1 . 
2400 DM zugesagt, falls er das Arbeitsverhältnis vor Ablauf von 
24 Monaten nicht auflöst. Am 30. 4. des folgenden Jahres (also 
nach 16 Monaten) macht ihm nun ein anderer Arbeitgeber ein 
Angebot, welches seinen bisherigen laufenden monatUchen Lohn 
um 250 DM übersteigt. Der Arbeitnehmer würde, obwohl der 
bIsherIge Arbeitgeber in Form der zusätzlich versprochenen Lej~ 
stung nur 100 DM pro Monat über den laufenden Lohn hinaus 
aufwendet sich dennoch hinsidltllch der Entlohnung in den ver­
bleibended 8 Monaten (Mai bis Dezember) verschlechtern, wenn 
er vor Ablauf des Jahres zu dem neuen Arbeitgeber o.berHech~ 
selte. Er müßte dann nämlich beim bisherigen Arbeitgeber auf 
(zusä tzliche) 2400 DM venichten, erhielte aber beim neuen Ar­
beil geber in diesen 8 Monaten nur zusätzliche 2000 DM (- 8 x: 2.50). 
Die Kündigung ",iirde ihn also mehr .. kosten", als er erhielte. 
Der sich aus der Ver!allbarkeit ergebende "Aufsummierungs­
effekl" ermöglicht es also dem bisherigen Arbeitgeber, b is zum 
Ablaut des Bindungsl.eitraumes einen stärkeren wirtschartlichen 
Anreiz zu bieten, als ihn der potentielle neue Arbeitgeber atis~ 
üben k/}nnte, obwohl dieser einen erbeblich höheren Preis für 
die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers anbietet, als der bisherige 
Arbeitgeber zu zahlen bereit und/oder in d er Lage ist. Das Bel~ 
spiel g ilt sinngemäß auch für verfallbare RuhegeJdz;usageIl:' 

Damit haben wir den Tatsachenkomplex unter Berücksichti­
gung des wirtschaftlichen Sachzusammcnhangs so aufberei­
tet, daß wir die Ausgangsfrage schärfer formulieren können. 
Sie lautet j etzt: Hat der Arbeitgeber ein berechtigtes lnter­
esse daran, den Arbeitnehmer durch. Versprechen verfallbarer 
Lohnbestandtei1e (ohne Mehraufwand) stärker zu binden als 
durch Gewährung normalen, d. h. laufenden, Lohnes? Wir 
werden versuchen, diese Frage durch Heranziehung zweier 
Prinzipien zu beantworten, von denen das eine mehr das . 
VOlkSWirtschaftliche Gesamtinteresse (Wettbewerbspdnzip, 
.Arbeltsmobilitätl, das andere mehr das Individualinteresse 
des Einzelnen (Prinzip 'der Kündigungsfreiheit) im Auge 
hat ~3. 

2.24 Das WettbewerbspTinzip 

Die Mehrbindung führt zu einer · Ver zer run g des 
Lohnwettbewerbs, die mit den Prinzipien der freien 

Z7 ZusUmmend Dleterlch, • . a ,O. (Fußnote '), S. 111. 
28 Zur Vermeldung von MIBverstltndn'lSsen sei hier folgendes klar~ 

,esteIlt: Be,! Ermittlung der Blndungsgre,nzen können auch die 
Wene der Recbtsslch.erhelt und. Tradition 1n gewisser Welse ~u 
berQcksLchUgen sein (vgl. unten S. 1071). Ihre EInbeziehung kunn 
man aber er s t vornehmen, nachd.em man versucht hat. die ma. 
terlell (d. h . ohne BerOdcl\lchtigung der Red1tsslcherhelt und 
Tradltfon) an sich gebotene Grenze (bzw. den BereiCh tUr ntög_ 
lidl.e Crenzen) zu bestimmen. ' . . . 

2D Btcrdenkopl, Das VerhiUtnl. der Wlrtsdtattswlssenlchaft zur 
Rechtswissenschaft im ArbeItsreCht. tn: Das Verhältnis der Wtrt~ 
sdla"ftwlssensch.tt zur RemtswlslenschaU. Soxlologie und StaU .. 
stlk, Sch.rlften des Vereins für Sozialpolitik, N. F. Bd. 33, BerUn 
U64, S. 67, C'. . 

SO v gI. Cotn;, WirtschaftsWissenschaften und Reootswh:senschaRen. 
a.ll.O. (Fußnote 29J. S. 1. 4. tt. 

3l A .a.O. (Fußnote 30), S. I, Z Im Anschluß .an Yeti ••.•. 0. (P'uß- . 
note: 29). ·S. a, •. 

32 Diese Feststellungen gelten, auch wenn man die Vertal1wahr­
schelnlld"lkeit In die Betrachtung einbezieht, In .cIeicher Welse. 
vgl. tJ. Arnim. a.a.O. (Fußnote t). S. 111 t. . . . 

33 Eine aUiSchUeOliche Zuordllung 1IOt slch aUerdlnga nicht l~~~: . 
men, da die Wettbewerbstrelhett auch dem eln.z.elnen. d 
digUll(sIteJhelt auch dem ~esamt.ln~cres.se dJeat. . 
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Ma r k twi rt sch aft grundsätzlich ni cht vereinbar is t 3l. Dies läßt 
s ich wiederum am besten aus dem soeben angeführten Bei­
spiel er sehen . Dara us e rgibt sich, daß der Arbeitgeber sich 
beim Wettbewerb um die be reits bei ihm tä tigen Arbeit­
nehmer dadurch, daß er ihnen \'erfallbare Ruhegeld zusagen 
ve rsp rochen hat, einen Vor teil ver schalft, der nich t mit den 
Spie lregeln des Wettbewer bs übere instimmt. 

2.25 Die MobHität der Arbeit skräfte 
Me is t ve r meidet ma n allerdings, von der Verzerrung des 
Lohnw ettbcwe rbs durch Ruhegeldverfallklauseln zu spredlen 
und zi eht s tattdessen den in seinem Bedeutungsgehalt weni­
ger bekannten und d esh alb allgemein a ls wenige r h e ikel emp­
funde nen Ausdruck .. Minderung der Mob ilitä t der A rbeits­
kräfte" vor. Aber was ist denn Mobilität anderes a ls e ine 
Voraussetzung für elnen funktionierenden Wettbe ........ erb? Mit 
Mobilität der Arbeitskräfte bezeichnet die Wirtschaftswissen­
sdnl[t die Möglichkeit und Bereitschaft de r Arbeitnehmer, 
Ort und Art ihrer Arbeitsleistung jeweils nach dem höchst­
·möglichen Lohn auszurichten und - da die Lohnhöhe t enden­
ziell ein gewisser Spiegel für die Produktivitä t de r Arbeits­
leistung in der betreffenden Verwendungsrichtung ist - d a ­
mit möglichs t produktiv tätig zu sein . Der Lohn kann seine 
vo1kswirtsd"taftJich wichtige Funktion, die gesamte Arbeits­
leistung e ine r Wirtschaftsgem einschalt tendenziell immer 
wieder in der ·Weise zu verteilen. daß jeder Arbeitstätige an 
dem Platz ·steht, wo er am meisten verdienen , d . h , aber auch 
am meisten leisten kann (D i rektions!unktion des 
Lohnes), nur e rfüllen, . wenn und soweit di e Arbeitskräfte 
mobil s ind u . Insbesondere in einer unter starken S t ruktur­
wandlungen expandierenden Volksw irtsdlaft · wie der der 
Bundesrepublik ist die MobHitä t der Arbeitskräfte eine w e­
sentliche Voraussetzung fP.r eine Erhöhung der gesamtwirt­
sdlaftltchen Produktivität und damit des volkswirtschaft­
lichen Wachstums lt. 
Es wird deshalb in zunehmendem Maße als wirtschaftlich 
mißlich empfunden, daß die Mobilität der Arbeitskrä!te durch 
mancherlei Umstände beträchtlich eingesdlränkt ist. Diese 
Umstände h ängen überwiegend damit zusammen, daß der 
Mensdl zumeist an Vertrautem hängt und Veränderungen der 
Lebens- und Arbeitsumstände möglidlst vermeidet ,~ . Die Ar­
beitsle is tung ist eben keine reine Ware, sondern ihre Erbrin­
gung ist unmittelbar an die Person des Arbeitnehmers und 
damit an aUe diesen beeinflussenden psychologischen Fak­
toren gebunden. übereinstimmung besteht aber darin, daß es 
Aufgabe der Wirtsdlafts- und Sozialpolitik ist, die die Mo­
bilität einschränkenden Faktoren zu verringern ·und die 
Mobilität zu verbessern. 
So stellt die SozialcnQuete-Kommission fest, die Arbeitsmobili­
tät sei ein so dringendes Erfordernis und sie werde heute an 
so vielen Stellen beeInträchtigt, daß sie jede UntersUltzung ver­
dient H. Oie anerkannte soZ-ialpolilisdle Notwendigkeit, die Mo­
bilität zu verbessern, kommt besonders im Arbeitsförderungs­
gesetz vom 25. 6. 1969 n zum Ausdruck, dessen Kernaufgabe die 
Förderung der Mobilitä t der Arbeitnehmer ist. So könnte, wie 
der frühere Bundesminister für Arbeit- und Sozialordnung 
Kat zer zu dem Regierungsentwurf bemerkt hat. geradezu die 
Obersd"lrift des Gesetzes lauten ". Die 50zial- und wirtschafts­
politische NotwendIgkeit, die :Mobilität zu verbessern und die 
berei.ts in diese Richtung gehenden Maßnahmen des Gesetz­
gebers scheint DIe t e r i e b übersehen zu haben, wenn er von 
,,lästiger übermobilität" spricht, die z.u bekämpfen, ein legitimes 
Anliegen der Arbeitgeber sei. Es kann keine ,,0' b e r mobilität" 
geben, weil die MobiHHil nach Ihrem volkswirtschaftUdlen SInn 
per s·e ein positiver Wert ist und deshaJb ear nicht groß genug sein 
kann .1. 
Ein Arbeitnehmer, der den Be trieb wechselt, weil er woanders 
einen höheren Lohn offeriert bekommt, hält sich streng Im die 
Spielregeln unserer Wettbewerbswlruchaft ebenso wie der .. ab­
.... erbende .. Unternehmer. Auch dieser hat nichts zu verschenken, 

.: sondern bietet dem Arbeitnehmer nur dn:halb mehr, weU er 
~ Elaubt, fOr das mit der zusätzlidlen Arbeitskraft erstellte Mehr­

produkt immer nom mehr erlösen zu können, als ihn der Ar­
, .... ~tnehmer .kostet. Zwar wirc1 Ideh der bisherige Arbeitgeber 

moglldl.erwelse über die ,.Abwerbu.ngU ireern. Di~er Ärger 1st 
' .,. :~r prinzipiell ~lcbt anders zu beurteUen _La der eines Tennis­

I .. IIplelen, der in etnem nadt den SpielreEeln durcttae1ührten Welt-
...• kampf einen Punkt verliert". · . . 

;~ .. Die dngaa:'gs gestellte Frag~ ob da~ ' in"tere&e des· Arbeit­
. ' gebers. seme Arbeitnehmer (stirker als durch Gewäbrun 
.:.' laufenden Lohnes) zu binden" berechtigt is~ kann nunmeh~ 
: : .. auf andere w~ formuJ!er1. werden: Entspringt e. nicht nur 

. ein~ meDsc:blich verständ.lichen, sondern ' auch einem be­
rechtigten, . VOD der RedltsordDune aIWJerkennenden An-
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liegen, wenn ein Unternehm er eine Vertragsgestaltung .fest": ;:: .: .. 
legt, di e einen Arbeitnehmer auch dann festhält, wenn dessen ... ..: . 
Arbeitsleis tu ng für einen ander en Unternehmer mehr w~rt 
wäre, der Arbeitnehmer bei e iner anderen Verwendung pro- . 
duk tiver tätig sein könnte? Die Antwort muß in einer Wett.; 
bewerbswirlscharl grundsätzlich negativ ausfallen. Oder Sollte · 
der S taat, dessen eigentliches Ziel ja die Sicherung und Schaf ... 
fung von Gerechtigkeit ist 43, mit der einen, der arbeitsgesetz­
geberischen bez.iehungsweise richterlichen Hand, die Ein­
schränkung · de r Mobilität durch Ruhegeldverfallklauseln 1ür 
ein legitimes Anliegen der Arbeitgeber halten können, . ob­
wohl diese dem von der anderen Hand, die z. B. das Arbeits_ .·· 
lörderungsgeseb: geschaHen hat, verfolgten Ziel (Verbetserung . 
der Mobilität) direkt entgegenJäuft? . :' ... 

Der Richter darf bei der Inhaltskonlrolle eines vom Arbeit­
geber einse itig festge legten Vertrages das Interesse des ~ . 
Arbeitgeb ers an der E inschrä nkung der Konkurrenz um :d.ie . 
in sE!inem Betrieb tätigen Arbeitskräfte ebenso wenig berück: .. . ' 
"ichligef? wie bei der Prüfung der . Vertassungsmäßigkelt '. 
eines Gesetzes u nt er d em Gesichtspunkt de r Wettbewerbs_ 
freiheit eine Berufung auf die "Rechte anderer~ zulässig ist, 
um diese anderen Unternehmen vor KonkurrenZ .zu schüt- · 
zen u . Denn d er Richte r, der e inen vom Arbeitgeber diktierten 

34 Vgl. Ho:c, Betrieblich e SozialOl"dnung, (Un Iktrieblldle SOzJalpO: . _. 
lltlk. in: HandwörterbuC'h der Sozlalwissens;charten, Bd. 1, Btutt-­
gartJTOblngenJGöttingen 1959, S . 7.,30. DJe Wettbewerbslreihelt In 
nicht nur eJn ökonom b ches , sondern auch ein Re c h t • Prtnxlp. _ 
AlS Ersd1emungsform der wlrtscha1tllchen EnUaltungatrethelt Un. 
Sinne d es Art. 2 Abs. 1 GG hat sie vertassuncsrecbtllcben 'Rahg; 
vgl . statt vieler E. R. HubeT, DöV 1958 S. 1:15, 1311 t .; MGutu/Da_ 

~~~~;T~O:~. ~o~~.~~.t-;;a~ur:: I;~:~~~~e~d:n~~~ :!n~~"n~::: : . 
set:tes a uf das Privatrecht ausstrahlen - vor aUem al. RidlUl_ 
n len für die WertausCUllung allgt'melne r BesrUte .·- wird heute ...... 
durch weg anerkannt. AUlirtlUungsbedQrtUg Lst 1m Zuaarnmen_ . 
bang mit Ruhegeldverfallklauseln der alleemeine Begrttf ' du .: 
..B j lllgkeJt~. In dem vom Bunde~rbeitsger1cht ent .... ickelten Grund~. 
satl:, daß die faktisch allein vom Arbelt«eber Cesetz.teh Rege- . 
lunGen. w ie elwa Rohegeldordnungen, der gerichtlichen B 11_ .-
11 g k e i t S kontTOII~ unterlie gen (siehe unten S. 1073). .. . .-. . - t: .. 

3S Vgl. statt aUel" E . WUleke, Art ... Arbeitsmarkt". Handwörterbucb •. . 
d er Sozlalwl&senschaft, Bd. I, ItSll. .'· 'A .... , 

S6 Vgl. Insbesondere Sachvenot:indlgenrat zur Begu,tachtung ·der. ~e- . 
samlwlrtschaftUchen Entwicklung, 2. .Jahresgutamten (1~·1IA). A. 

S . 115!!. und t . .Jahrescutachte n, S. 164 U. . _ • : . • ~ ." ~ . '; 
:37 Vgl. v . AT'nitn, a.a .O. {Fullnote oll, s. fS U, .. ~ " .... :, ;:-. . .;.,. ' .. 
38 Sozl_lenquf, teAKommlsslon, T7.. SJ1. 
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40 KotzeT, WIr1' ehaftsd lens t 111~ S . I f .j vgl. auch dte einleltenden 

Bemerkungen Katzen in der $onderatL,.gabe des . Bundesarbcl1;&­
b la ttes zum Entwurf eines .Arbeitsförderungsgesetzea. 1Ha,. S. 1. . 

41 Es b esteht Anl aß darauf hinzuweisen, daß MobUttlt nldtt mit ~ · 
tatslchlichem Wechsel von Arbeitspla tz, B e rut ete. glelcb.zuaet_ '­
zen Ist. sondern nur mit der Möglichkeit und Bereltachatt dazu. 
Mobllltät bedeutet nBewtt:llchkelt", nicht ,.Bewe,unc"'. "!. ' { ... ... i . .' . . 

42 E ine ElnsdtrAnkung muß .1Ienllnca rem.dlt werden: . Hat · ein 
Arbei tgeber einem Arbeitnehmer eine F 0 r t b 11 d U D 11 ennG.~' . 
liCht, und seine A'tbeltsle1stunl dadurch generell begehrwr und. ·­
damit wertvoller e;emacf1t, 50 wUrde er bel :relneJ1\ Wettbewerb 
mit dem lautenden Lohn gecenUber seinen Konkurrenten UD · Ar_ . 
beltamarkt einen ungemessene n Nachteil erleiden. , Denn .. dJe-sa .. , 
hätten die besonderen Aufwendunaen tUr die ForlbUdung ele. ~ A 

Arbeltnchmera erspart und könnten dem nun "wertvolleren" Ar .. . .. ' 
beltnehmer' mehr bieten ala der blahertce Arbeitgeber. We1c1ter . , 
d~rch Verwertung der (wertvolleren) Arbelt;sletstuDI dN At"b~lt .. 0 -

nehmers erst einmal seine aufgewendeten Kosten ,.,Ieder aUSglei ... 
ehen m.üßte. In dieser Erwilguna: finden dl~ Klauseln, nach denen. .... 
der Arbeitnehmer die Kosten eines Forblldunlskurse& oder d ... 
wAhre nd eines Lehrgangs weiter cezahlte Gehalt can. Oder · ~ll .. ~ : 
welse Ue nach dC~ Zeitpunkt des AuASCheldens) :r.ul1.lduUZahlen ~ . 
hOlt, wenn e r VOl" Ablauf eines bestimmten Zeitraum. kUo.d1et. ' . 
Ihre Rechtrertigung. VgI, z. B . BAG. 21. e. 1Ill1, AP Nr .. Z$ E ... .. . 
Art.. 11 GG. Das Bundesarbeltslericht hat die Blndungsgrerue bei ·' 
drei Iahren lelitgesebt. . . ., •• ' .... :, .f~: . 
Anderes I m Jedoch tOr eHe mit Jeder Neueln&teUunc verbU~d';" : . ; . 
nen Kosten der Auslese und Einarbeitung. Denn diese Koat • 
taUen auch bel dem lleuen Arbeitgeber an; wenn dieser tro:' : 
dem eInen h6heren Lohn bieten kann als der blmertge 'Arbe! ... ~ _ 
geber, ist du ein Zeichen, daß der .Arbeitnehmer in der ne t_ ,~ 
Verwendunl'rlchtung tend.enzlell produktiver ülUa: sein k~ell : :-­
(oder bisher einen xu cerln,en Lohn erhalten hat); Aber • elbt1:rt. , 
wenn man aus den nOrm:tlen AUslese- und ElnarbdtunlSk: .t ..,..: 
ein be&Onderes beredlUgtes BlnduDcs1ntereue des Arbe.l.l&:~ .. 
ablellen wollte, könnte sich damit keinesfalls elne länlere ~n .> · 
dung al, drei Jabre recbt!ertllen lassen. · . ... . ~ ... 

.3 VgJ . statt ~leler C. J. FTlecl,.lch* Der Ve~"un~ta'af ~~-; . ~ ;'''~''::-; 
zelt, Its3, S. 11S 11. _ :. . .. e-u-: ... 

'" DU Interesse von Unterne.hmen an konkurrentlose:r Wlrtsct; '\ .' ~ :. 
betltigung lehön nicht zu den ..Rechten anderer 1m Sinn an.... ~,' 
ArL :I Ab •• 1 GG, die die Weltbowerb5fre.1helt ab. Kom. e VOll ... 
der Crund,HetzUdI. cewlhrleisteten, w1rtsdJ.attJld!.en Betl~t- ~ . 
1mbelt etnadlrllinken könnten. V&1. dl. naebdrOckUc::be:n "E'eat.te" 
lun .... en bei lfoll'lZlDilnglHe-nog, Kommentar &um. Grunde l .. .;:~. 
J. AUll., MD.nchen 1m, Art. J AbL 1 Tz. 5l. .... . ~ '.' .. . , ., . . .. ... ' ...... ~. " .~ .- ... , ·~~<.J~·~·~.fZ· · 
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'":' vertrag inhaltlich zu überprüfen hat, muß häung nam ähn ­
',' lichen Wertentscheidungen vorgehen wie bei der' Kontrolle 

eines Gesetzes auf seine Verfassungsmäßig keit. 
Ait der Mehrbindung besteh t im übrigen grundsätzlich nicht 
nur kein berechtigtes, sondern - längerfristig gesehen und 
sOweit die Gesamtheit der Unternehmer ins Auge gefaßt wird 
-'- wohl überhaupt kein Interesse der Arbeitgeber, da ja 
auch andere Arbeitgeber jeweils ihre Arbeitnehmer binden 
und die da durch bewirkte Verstärkung der Immobilität aller 
betroffenen Arbeitnehmer das Wachstum der Wirtsdlait 

· sdunälert und damit auffi den Interessen der Unternehmer 
'. entgegenläuft of.$. Eine möglichst weitgehende Einschränkung 
der Ruhegeldverfal1klauseln zu befürworten, fällt deshalb 
be s 0 D der s leicht. Maßnahmen, die die wirtschaftliche 

:'. Lage der Arbeitnehmer verbessern, tendieren ·ansonsten ja 
: häufig dazu. das wirtschaftliche Wachstum zu beeinträchtigen. 
· Die Antinomie zwischen Wachstums w und Sozialpolitik gehört 
geradezu zu den klassischen Erkenntnissen der Volkswirt­
schaftslehre .... Das Bestechende an der Beseitigung der Ver-

. . fallldauseln liegt demgemäß darin, daß dadurch die Stellung 
: der betroffenen Arbeitnehmer verbessert und das gesamt-
· ~aftUche Wachstwn begünstigt werden kann. 
~-' -. 

'. 2.26 Die Kündigungsjreiheit 

:. Unsere Rechtsordnung mißt der persönlichen .Freiheit durch­
". gehend einen sehr hohen Wert bei und behält ihr selbst ge­

genüber frei und gleichberechtigt ausgehandelten Verträgen 
· einen unabdingbaren Mindestraum vor, was bei Dauerver­
trägen durch Gewährung eines unabdingbaren. Kündigungs­
i'echts als Ventil gegen zu starke Bindungen .gesdlieht 4T. Die 
rechtliche Gewährleistung dieser Kündlgungslreiheit, die 
durdl die ' grundgesetzliche Wertentsdleidung für die :freie 

· ArbeitsplaUwahl (Art. 12 Abs. 1 GG) noch nachdrüdclich 
· unterstrichen worden ist te, hat im Arbeltsred1t aus zwei 
Gründen besondere" Bedeutung: ei.nmal bringt das Arbeits-

tendenziell stds übel"mäßir. weit das ridltige Maß durch die 
.Bindung mit laufendem, d. h. Ilber unvertallbarem Lohn re­
setzt wird. ·Sie ist tendenziell weder mit dem Wettbewerbs- ' 
prinzip noch roit dem Prinzip der KüodiruogsfreiheU verein .. 
bar. Sohne Verfallklauseln können also rrundsätzlich oidd 
als sadIUch begrDndel anel"kanni werden. 

Es ist allerdings zu betonen. daß die angestellten Ube:rlegun- . 
gen nur eine allgemeine Lei tl i nie für d ie Beurteilung 
des Einzelfalls · geben können. Das hohe Abstraktionsniveau 
der herangezogenen volkswirlschaftlidlen Darstellung der . . 
Zusammenhänge verbietet es, damit die ganze Vielfalt der 
Erscheinungsformen des täglidlen Lebens erschöpfend ' erfas­
sen zu wollen u. Die dargelegten Prinzipien geben der recht- . 
lichen Beurteilung nur die generelle Richtung an, sie ent ... · 
halten kein Patentrez.ept für den Einz.elfall. Die juristische 
.. Feineinstellung" läßt sich nur unter Berücksichtigung der :. 
Besonderheiten der jeweiligen Fallgruppe vornehmen. 

Die Bedeutung und praktisdle Auswirkung der Bestimmung 
einer solmen Leitlinie ist dennodl groß. Sie läßt die Beurtel­
lung von einseitig festgelegten Vertallklauseln in einem neuen 
Licht erscheinen. Jetzt 1st nicht mehr naffi den Gründen für ·t 

die Einschränkung der Verfallbarkeit. sondern nach deo 
Gründen für das Zurückstehen hinter der yölligen UnvertaU· ':f ' 

barkeit zu fragen. Denn diese erscheint jetzt als Regel, von ':: 
der ausnahmsweise abz.uweichen, eines besonderen recht· . 
fertigenden Grundes bedarf. ': 

2.3. Die Unvertallbarkeit von .. normalem-
Lohn .i 

In der grundsätzlichen Unangemessenheit von Me h r ... 
bindungen im dargelegten Sinne liegt auch die eigentliche ' 
Begründung für die Ansicht., bereits verdientes (nonnales) . 
Arbeitsentgelt. wie z. B. eine übertariflidle Lohnzulage, : i 
dürfe . bei Kündigung des Arbeitnehmers billigerweise nicht ' 
verfallen. Diese Ansicht wird zwar schon vielfach vertreten I~. '. . 

enna~gelte aber bisher noch der eigentlichen Begründung.:': ". 
Deshalb fehlte auch der schon 1957 .von L e m k e verfoch";.,· 

'. 'verhältnis eine besonders starke per 6 Ö n 11 ehe .A b h ä n -
~. gig k e t t des Arbeitnehmers mit sich. weil er zu weisungs­

gebundener Arbeitsleistung im Rahmen einer vorgesdlrie­
-. benen Arbeitszeit verpflichtet ist. Zum anderen besitzt der t.enen Meinung, die Unverfallbarkeit betrieblidlen RuhegeldeS : " 

Arbeitnehmer im Einzelarbeitsvertrag regelmäßig nur eine ergäbe sich unmittelbar aus ·seiner EntgelUichkelt". : die .: 
: geringe. oder gar keine Möe:lichkeit, auf den Vertragsinhalt Durchschlagskraft. Man konnte ihr immer das auf den 'ersten ::., 

einzuwirken. so daß er ' - entgegen der vom Bürgerlichen Blick scheinbar schlagende Argument enteegenhalten,. atich.V: 
~ Gesetzbudl vorausgesetrlen Funktion der Vertragsfreiheit eine unsimere, .vom Eintritt einer . Bedingung . abhängige 

- als Kontrolleur der Angemessenheit' der die Kündigung . '. 
einsdU'änkenden Bedingungen ausfäUt. Denn Kontrolle ' be- '5 Hinzu kOrDrDt. "dd das V~rspred,en unverlalJbaren (oder nur eln":~ 
deutet Einwirkungsmögllchkeit und eine sol~. E,'nWl'rkungs- geachrlnkl .:verlaJlbaren) Ruhqeld6 beI der Anwerbung von Ar- . <., 

\;U bl!.ltskdlltell crößere .A.tl.%iehungskralt bat al. 'Yerf.Ubares Ruhe- ',.: 
~ce ist · gerade hlnsichtlich der Ruhegeldverfallklausel ge-Id, tnlbeaonde-re insoweit JUnaere A.rbeltnehme-r betrolten sind.. " 

· überhaupt nicht gegeben. . . . die hlutl, .. on vomheJ'dn cUe- Möglictdr:ett einH dteren Ar--- . 
. . beltsptatzWlKhsels in. Auge fa.ac:n. tUr d.1e df!Sbalb dIe InauuIcb.t .. . ~ 

Die Abhängigkeit des Arbeitnehmers und seine Verhand- .teUunc ' elnes nrlaUbar-en RuhenIdes beJ der Elnste-UunA: I\Ut~.·r 
· .lungsunterle&enheit können dadurch nom weIter vertieft. . . geringeren Wert besitzt.. Die böheren Koe;ten der Untemehmer.-.t, 
.' sozusagen "homgeschaukelt .. werden. daß der Arbeitg' eber '. \ . . lijr die AufredlterhaJt\ln& "Von .Anwartscha1tcn VOll .u.,HdU .. , .. 

denen A.rbeltnehmern 11nden In der 1r68eren Werbe"W1rksamke1r ~'" 
, . seine Oberlegene Stellung dazu gebraucht, Absprachen durc::h- d~ Venpredlem un ... erlaUbarer Buhet:d.cler ihre Entq,red1.\UtC.··.-: 

·.·. 2:USetzen, welche sowohl die . persönliche Abhängig~eit des ·ft So !deM z. B. du Ziel. 'dne GbennlBlre 'UnglelchmaBlgkelt der ' ~' 
'. Arbeitnehmers 'als audt sei.ne Verhandlungsunterleeenheit .Einkommensv~tenun. aWlZua;le1c11fll. recebnlBta' Jn Wld.erspruch ~: 
: dadurm. nodf weiter~ vertiefen, daß ihm die Kündigung a1s . zu dem Zlel eln~ mögUdl&t crokn geeamtwirt.sch.Wh:hen W.dw .... ~ ~ 

Ventil gegen ein zu starkes Ausgeliefertsein erschwert wird. tums. Vel. t. B.. Kilng. Wirtsdlalt und GeredltlCkelt, Tüblncen .. : 

~as 1st das Problem der Ruhegeldverfanklauseln: '. \.. '47 .~':~ :-B-':sLsn ~t 72' BGB . ~ ."";' .. :;. ~ ~;._: :. /. ,c ;' .:~ ' . : "" .• :~:.'~ .,i::?:,.: 
, DaB ; B'un des a rb e i t sie ri c h t . hat deshalb " ~~gehend ~I' ' .. }l~Uch ~tftd\~. ~m... ~ 8,4.C .. AP N~·.:· . zu ·An.. 12 GGi:·A. ~ . 
'. von dem hohen Wert der Kündigungsfreiheit des Arbeitneh: .. . '.: - .. ; Sueck, Anm, zu BAG, ',AP ft{r. a6 Zll Art. \ l1 00. :"( " '.'~~:'''''. J. .. ~~ • .;.-.: 

men erkannt. daß 'einseitig festgelegte Klauseln, ' die .die ' r. '4. BA~. 21. ~ '1161. AP · ~r. 2.5 .~ . Ar:L' U .GG ...• :.: .. ,: ." : ~":'<o" l~~ .:~\;'·.:/~~ 
· Kündigung durdl den dann vorgesehenen Verfall materieller , \ ... VIL . hn -elnrelneIi .,. Amtm. ..... 0. (Fußnote C', a. 161f. : :' .", ,:'''! ~ .' ) 
.: Leistungen besm.räiJ.ken, nur als angemessen anerkannt wer- ·.~ · ·Il" Kom~entar zuD'l: GruDdee~ . Art. 2 .Aba.: 1, 'l'z. 11 .•• tB: '.~' :.!! ':..:J? :'''':'-: .: , 
\' den und eIner lnhaltskontrolle standhalten k6nnen wenn' sie : :' ""Si Elne bUolukre 'I'aUgHtalt\U\& wurde berdb oben' In Tu8nDte 0 ~ 

iI . KUndi . w k .. ' . ..J.. l " ~ erwlhnt. Eine andere- End'lelnuncstona Uq:t bei Gratjflk.at1o~ ." 
· er gunpfreiheJ.t .. großtmogllche Geltung . yersUJa -" .... , ~. rildtuhlun(Skiauselll vor. Ob cl1e Behandluna .der Cr.t1.11katlOU'O·,\ · 
'. ten". Daran fehlt es aber grundsätzlich, . wenn· der Arbeit- .... ... ·· ·-vorbehalte durch d.Je Red\t.sprcdlunc ,1Qdcllch war, d.rüber lAßt~ " 
~ geber wie bei RUhegeldverspredten ·unter VerfaUvcrbehalt .:. ~ frich ·m. ' E. 'aUerdinp ·.treUon, vgL o. At'ntm# RdA '11'7' 8. 211 .. ~f 
· das nonnale Verhältnis von Lohnhöhe und Bhidungsintensi- . .. ' : Ellt wel.terer ·FaUtyp atD.d la.n&trl.ure- Arbeitavertrlle. bf!1 denll!r\ : .' 

. . ' . ".' das. KUndlluncuec:ht ·1111' be1de kltell aus,eseh.I08$Hl· 'Wird.. Si. ~; 
tät durch Verlallklauseln tu Lasten des ·Arbeitnehmers ver- .·· ; . sind in den Grenzetl des I a.. BGB zullsstl:. Eine entsdle1dende ' .. ' •. 
lSChiebt~. Mit RecPt bemerken Mau n z I D U. r t g I Her - . '''''. Besonderheit: dieser I'all&eata.itunc Uert d&rln,.. daß l1e - la\' ~~. 

: Z 0' Si, daß das Interesse an einer Einschränkung de's Wett- ~ ::.: Getensatll Ul VedaUkta.Uleln bei Ruhecelcl,· Gratifikationen und :: 
'.' bewerb. beziehungsweise an der Beibehaltung eingeschränk- ' . ~:~~I:~:::;;C~r-A:::!t~~:r!~/'=tt=I~~~tro.r~:; .:-;;; .~. 
· ten Wettbewerbs keine Einschränkung des Grundrechts der ' .'.: ' die AngerDHge:nbeit der 8!n.dunc; eine BJ.UlckeitskontroUe·W ao-.;.' 
treten Berufswahl tragen kann •. Diese Werten.tscheidung gilt ",':' '.~' mit weder notwendJc n~ twisslg.· Es wlre ~eah.lb · .um um-<.;J 
entspred1end audl für unseren FalL .' ;'. . ... (' ...• \." . ~ .• " •. ' ' ... . ; ... ~ gekehrt nlC:ht IChlüsstg, w~nn man aus der ZuUbsigkelt linger .. '~ 

· . : .. .. " . . .: '. '. '. ". >. ~ _ ,- lrlsUlcr Arbelt.svertrltge dle crunddtz.llme Ancemeaenheit "Von" 
., 2~7 ~toifchenerl1ebnis . ':'." .. ,~ ;. ~ ; .. ' . Mehr~ndun.s:en durcb. Dktroyierte Vert.allklall;seln .blelten ~11te .. · ... . 

Der Verfall ... 011 Üh- d I '-eh rweh ~ 'lh I .. late'- . ~ vgl. Z: B, SAG, " lt. lK2. AP Kr. 2& -r;u Art. 11 Ge: !..AG D~ •• t.;:" -; . 
....... . er w r ..... a . re e e M;;I1 ,,~ dorf. T. 10. lM6, NJW 1KT 8. *"j LAG . lJGd_-Wartt"'tI~B. ~-" 

. DIe •• ten des ArbeitDehmers luzuredlDen Ist' 1st 1TUa.lldb: ... · · , ... _ lK7 s. un.. ,. ~ '. ' '. !. .,' . " : .. ' .\.'.~~. '.' .:<:;. " :·~: ... .:-:: :; :.~: ,;-:_,'i.:.~~.·t}.~· 
Ucb. bed.ea.kJ1d1. weU er die MoblUtit der '" ArbeUskrilte ab .' 6i Le-mJce, BB UI7 S. 511. VgL aud! Hoftmchft" Die Bedeutw1&. def".';: 

.:. elementare Voraussetno, eier ' Funldloßsfihlgkelt. unserer '~ : .' Beendigung des ArbetllverhJUtn1sse:s..fO.r den ' . .A1'l5P1Ucb auf ~"il 
'.! W ttbe 1M irisch ' . • . trlcbliches Ruhegeld. Kötner Dtss. 1_: S!'kl:ar .. ..Jurl.sUMlle· ,An ... . "i 
~~. _ e ;r . ~~ w alt butn&ridt.ült. Sol~e Bmdunc. ist ' . lysen, ln_, Heft 1, S," L;. MOIIIG"'- D~ 1m S. i'lM;" '!"""-;,:,::~ .. .:~ ~'.~ '\. 

~J;~~~~~~~~~M~~ ' :;o. Se~t~m~~ li7; ', ~e~i 2s \ "" f,,={k~,~;~1(~~~~j~~~?~W!~~l:it:~~;;~:'{~1:~'~~::5~fI;;i':;'i~~~;f, 



Leistung könne En tgelt sein. Dann könne aber auch llmge­
kehrt die Unsicherheit nich t wegen des Enlgc ltcharakters pro­
blematisch w erden. Daß dabei fälschlich erweise von der Zu­
lässigkeit einiger Bedingungen auf die Zulässig keit alle r 
Bedingungen geschlossen wurde, blieb lange ungeklärt $". 

2.4 . D er R e c h t 5 C h ara k te r des Ruh e gel d es 
und seine Bedeutung für die 
Einschränkung der VerCallbarkeit 

Abe r ist denn die Gleichsetzung von Ruhegeld und "norma­
lem" ArbeitsentgeIt völlig zulässig? Das ist zum Teil mit der 
Begründung verneint worden, das betriebliche Ruhegeld sei 
nicht n u r entgeltliche, sondern auch fürsorgerische Leistung 
des Arbeitgebers, die der Versorgung des Arbeitnehmers 
diene. Dazu ist folgendes klarzustellen: Das betriebliche 
Ruhegeld dient zweifellos der Versorgung des Arbeitnehmers. 
Darin unterscheidet es sIch aber nicht vom normalen Arbeits­
entgelt, das ebenfalls dem Bestreiten des Lebensunterhalts 
des Arbeitnehmers dient~. Zwischen Versorgungscharakter 
und Entgeltcharakter kann deshalb kein Gegensa tz bes tehen. 
vielmehr kann es nur um die Frage gehen, ob eine Leistung 
des Arbeitgebers verdiente, d. h. entgeltliche Versorgung dar­
stellt oder nicht S1. 

Andere halten das betrieblidle Ruhegeld aue h für eine 
Fürsorge leistung des Arbeitgebers und leiten daraus die 
Angemessenhei t seines Ve rfaUs innerhalb bestimmter Höchst­
grenzen ab SI. Diese Ansidlt trifft nl. E. nicht zu u. 
Es ist allerdings nidlt möglich (und nicht nötig), hier 
die Frage nach dem Rechtscharakter von Grund auf auf­
zurollen. Der Hinweis muß genOgen, daß die Ansicht vom 
Entgeltdlarakter des Ruhegeldes im smnellen Vordringen 
begriffen ist H. Selbst wenn man an dem .. Auch-Fürsorge­
Charakter" des betriebJidlen Ruhegeldes fes thält, kann sich 
daraus m. E . kein Argument für die Zulässigkeit einer ver­
stärkten Betriebsbindung ergeben. Wenn schon beim Arbeits­
entgelt, dessen typischer Sinn die Bindung des Arbeitnehmers 
ist, das Interesse des Arbeitgebers an einer Mehrbindung 
durch Verfallklauseln grundsätzlich nicht als berechtigt an­
erkannt wird, dann muß das erst recht für Fürsorgeleistungen 
gelten, deren Eigenart dodl nur darin bes tehen kann, daß der 
..Arbeitgeber mit ihnen die Interessen des Arbeitnehmers (und 
nicht seine eigenen) verstärkt wahrnimmt. Die abweidlende 
Auflassung würde zu einem paradoxen Ergebnis oder, wie 
'C run s k y bei Behandlung einer ähnlidlen Problematik 
(Widerruf laufender Renten wegen Treupfiichtverletzung) for­
muliert hat, zu einem .. juristischen Eigentor" führen Il. 

2.5. Die K 0 s te n der Ver fall bar k e i t 

2.51 Berücksichtigung der Mehrkosten? 

Die Aufre<:hterhaltung von Anwartschaften - bei im übrigen 
unveränderten Zusagen - führt zu einer stärkeren wirt­
schaftlichen Belastung der Arbeitgeber, da diese insoweit 
auf die aus der Verfallbarkeit bisher resultierenden sog. Fluk­
tuationsgewinne verzichten müssen I:. Je kUrzer der Verfall .. 
zeitraum bemessen wird, desto mehr Fluktuationsgewinne 
entfallen. Man könnte nun behaupten, daß die Unternehmer 
ihre Ruhegeldversprechen auf der Grundlage der Verfallbar ... 
keit kalkuliert und deshalb höhere verfallbare Zusagen er­
teilt haben, als es ihnen bei Gewährung unverfallbarer Zu­
sagen möglich wäre, und versuchen. daraus ein Argument für 
eine weniger weitgehende Aufrechterhaltung von A nwart .. 
schaften zu gewinnen. Diese Argumentation würde aber sdlon 
auf den ersten Blick nicht befriedigen, denn die Zusatz­
belas tung der Arbeitgeber ist ja nichts anderes als der Ge­
genwert der bisher den Arbeitnehmern vorenthaltenen er­
dienten RuhegeldanwartscnaCten. Man könnte deshalb sogar 
umgekehrt versucht sein. eine Einschränkun.e der Verfallbar­
keit umso namdrficklicher zu fordern. je höher die bisherigen 
Fluktuationsgewinne und damit die bel Einschränkung der 
Verfallbarkeit auftretenden Zusatzbelastungen für die Ar­
beitgeber sind. 

Im einzelnen kann dem .e:enannten Argumentationsgang des­
halb ni~t gefolgt werden, weU die Richtigkeit der impIJzler­
ten tatsächlldlen Behauptung z:welfelhaft und audl die remt­
liche Ableitung nicht schlüssig ist. Es 1st näml' ~ ~ 

if lha~ b . l!,;ll SU l on sehr 
~~t1:n 1h 0 Zdle Unternehmen die Verfallbarkeit bei Kal­

rer us~gen berücksichtigt haben. Bel Berec:hnun 
der steuerUdlen Ruckstellungen wird die V rfall g 
lidlke·t ämIich e wahrsdlein .. 

. 1 n . nonnalerweise nidlt berückSichtigt und da 
=ne!~e~:::f SdlWierigkeit, sie kalkulatorisch zu er~ 
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Die Berücksichtigung ka lkulatol'bcller ü berlegungen ist d ar­
über hinaus rechtlich ausgeschlossen u. Die Arbeitgeber kön­
nen unbillige Klauseln mit dem Hinweis auf höhere Ruhe­
geld versprechen ebenso wenig rechtfertigen, wie ein Unter­
nehmer unbillige Freizeichnungs- und Risikoklauseln In 
allgemein en Geschäftsbedingungen mit der Behauptung be­
gründen kann, dadurch wäre ihm die Kalkulation . eines ' 
niedrigeren Preises ermöglicht worden IS. 

2.52 Abschla[J vom Ruhegeld wegen verminderter 
F!uktuationsgewinne? 

Manche Arbeitgeber könnten immerhin daran denken, bei 
Einschränkung der Zu lässigkeit d er Verlallbarkeit einen 
nach den dann t ortgetaJlenen Fluktuationsgewinnen zu be- ' 
rechnenden Abschlag vom Ruhegeld vorzunehmen. Hinsicht- ' 
lieh der bere its erdienten Anwartschaften wäre das jedod:J.· 
nicht begründet 11. Denn die Fluktuat.ionsgewlnne fallen bei 
einer Einschränkung der Verfallbarkeit nur für die zuicuntt 
weg, während der Arbeitgeber sie bis dahin ja voll einziehen 
konnte. Der Arbeitgeber w ird durch eine volle Aufred1terhal_ 
tung der bisher erdienten Anwartschaften also gar nicht zu­
sätzlich belastet t1. Dagegen wäre d ie Möglichkeit gegeben _ 
unter Aufrechterhaltung d er bisher erdienten Anwartschaf_ 
ten - , den aut die zukünftige Dienstzeit der Arbeitnehmer ' 
entfallenden Anteil, z. B. durch eine unter bestimmten Vor_ 
aussetzungen zulässige Änderungskündigung zu senken" 
beziehungsweise neu gegebene Zusagen einzuschränken. An; 
gesichts der großen Vorteile, welche auch die Arbeitgeber aus 
der Zusage bet rieblicher Ruhegelder ziehen H, ist jedoch nl<:b.t 
anzunehmen. daß ein ins Gewicht faUender RÜckgang der 
betrieblichen Altersversorgung beziehungsweise eine Ein_ 
schränkung ihres weiteren Anwachsens eintreten wird, ins­
besondere wenn ein Verfallzeitraum von einigen Jahren zu_ 

SS St!hr klllr jetzt Dietertch, a .a .O. (Fußnote I), S. lSl. 

5' Vgl. lnsbesondert! BAG, 4. 7. 116', DB 1170 S. SMI: "Die Versor-- . 
iunesbezUge dienen in gleIcher Welse Wie das Arbeitaentgelt 
d t!m Bedarf dt!s täglichen Lebens.· ' . . ' 

fi7 Vgl. 'V . Arntm, 8.a.0 . (Fußnote 4), S . 14 f . Das Bundesarbeit8ge­
richt, das früher bisweilen Venorgungs- unc1 FUrsora:edlaraktu 
als Synanyme vt!rliLind (AP Nt. " zu I U2 BGB Ruhegehalt) 
schelnt diese Auffa&$Ung jetzt aufgegeben zu haben. Va:L BAG 
12. 2. 1971, BB 1971 S • ., ... LeHsa u: 1. . '. . • 

58 vglo vor allem das MemOtandum der .Arbelts.emei~sd,.att -far" 
betrlebUdle Altersvenorgung, BetrAV It68 S. 12, 13. _ ' . 

$I v. Arnfm, a.a.O. '(Fußnote 4), S . 8i U. 

110 vgl. z.um Diskusalonatand u. Amtm ••. a .O. (FuOnote f>, S. .0 ft. 
mit Nachwellien. Vgi. lerner Sticker • .1urlsUsche Analysen, 1.,1, 
Heft 2. s. iI6 f.; SchweTdtner, Fürsor,etheorte un\l Entgelttheol1e 
1m Recht der Arbdubedingungen, Heidelberc 11'1', S. 111 !t.; ~ 
Gru7l3"!t.1I. JuS 11110 S , 16i de,.. .• Anm. zu BAG, AP Nr. In zu I IU 
BGB Ruhegehaltj der •. , ArbuR 1971 S . 148j Monjeu. DB 111' S. 1'rM. 
Audl du BundesarbeitsgerIcht neigt immer aUrker dem EntceJ.t,. 
charakter zu, Vil. %. B. BAG, lZ. 2. lf71, BB 1171 S. 711 mit An­
merkung von u. Arnfm. .... 

11 Grurukll, JuS 1170 S . 111. 11. 

62 Or~DenordJ1llngen Uber die 'NirtschafUlChe Mehrbetastune bel Ein'· 
fOhrung der UnverfalJbarkeit gibt lAmttz. DB It'1'O S. · lta., U,. 
157! ft. VIi. auch Heubeck, BB 19'11 S . '148. " ' 

63 Vgl. Hebsmann, Die betrlebllchen RUhegeldverpflldltuncen, s. . 
Aun. 1963, S. 111: Mangel an Material, aus dem ataüstiSdl g~s1,.. 
eherte WahrschelnllChkeiten ab,eleltet werden können.: 

&f Davon, daß die zUSltz.ll<:he Kostenbelaatunc kein Af'I\lIn~~ ::~ 
die Aufrechterhaltung der Verfallbarkelt sein kann~ ceht ana<:bel~ 
nend audl Dletutdl aus; andernfalls dUrfte er bei betrtebsbe.­
dlngter Auflösung der ArbeitsverhlUtnlsses nlebt Jede Art 
Verfall aUlisd1llt!Oen. Von 

85 BGHZ !2 S. 90, 18; 3J S. US. 21'. Vgl: aus der lJteratur neu~si~ -
ManJted Walf, Rechbgesdlämlche Entache1cluncsfrethelt "nel . • 
tragUcher IntereSfienausglelch, TÜbin,en 18'10, S . SI L nUt, ...... 'Ver-. 
welsen . . ....... cb.-: 

68 Zustimmend SackeT. SAE lnO S. 273. .... .•. 

81 Insoweit können deshalb auch die In ~Ielen RUhegeidz.u·~~ -. ",., 
haltenen von der Flnan:tverwaltung als steuerun&chl.dUU:~ ent.. 
kannten Mustervorbehalte nIcht eingreifen, inSbesondere aner_ . 
nicht die Ziffer :I der SOl. spel.lellen Vorbehalte Diese la -Uäa. . 
"Die Firma behält sich vor, die zuges.egten Le1atu~gen z" k=t~ . 
oder einzustellen, wenn ". 3. die rechtlfche, insbesondere eQ,. 
IlteuerrechtUche Behandlung der Aufwendungen, die zur- die 
mäßigen FinanZierung der VeTSorgungsleistunaen von <l plan_ 
gemacht werden oder gemacht worden sind, sich 10 wer FIrm ... 
Indert, daß der Firma dIe AUfrechterhaltunK der t!tenUICb 
Lelltung nldlt mehr zugemutet werden kann." • . &ugeaallten 

NI Insoweit könnte unter Umstinden auch der in F~ : ;' 1" " :: 
nannte spezielle Widerru!svorbehllit zum Zuge kOrmn."!:c::.e :~ . II~. 

• vgl. v. Arntm, a .a.O. (Fußnote 4), S. Q ft. Vor allem. . " , ....... , .... '. 
l:ewlchUgen .teuerllchen Voneile witr@ das betr1ebUctu~wegen der , 
1rnmer nOCh betrJ.d\tUch attraktiver .1a amlere .... _t1RUheceld 
formen. . ~ OhnUDC .... 

.... • ,. _ . '!'. k 

" . ' : -.; .. : : :~:.. ~. 
Hell 25/10. September 1971 DER BETRIEBS~BEIV.TE::a·: ' ., 

. : ... ,,',,, ' ;.'. - ','\,,;:1" 



gelassen wird und die Tätigkeitsjahre von jüngeren Arbeit­
nehmern etwa bis zum Alter von 30, bei denen die Fluk­
tuation besonders stark ist, bei der Beredmung des Ruhe­
geldes al1gemein nicht mehr befÜt'ksichtigt werden 1'. 

' 2.6. Argumente gegen die völlige 
Beseitigung der Verfa llb arkeit 

.. Argumente für die Zulassung eines gewissen Verfallzeitraums 
ergeben sich m. E . nur aus der Tatsache, daß der Sinn der 

. Altersvorsorge grundsätzlich die Aufrechterhaltung der er­
dienten Anwartschaft (und nicht die Barabfindung) erfordert. 
die Aufrechterhaltung einer geringen, nur einer ganz kurzen 
Dauer des Arbeitsverhältnisses entsprechenden Anwartsdlaft 
aber von den Verwaltungskosten her häufig wirtschaftlich · 
wenig' sinnvoll sein wird. Diese Überlegung 1st jedoch offen· 
bar nicht· allzu gewichtig 7J und kann m. E. keinesfalls e twa 
einen Verfallzeitraum von zehn Jahren rechtfertigen. 

2.82 Die Fii.nfiahre3bindung des § 624 BGB 
Für fünf Jahre spricht eine Herar.ziehung der gese tzgeben­
sehen Grundgedanken von § 624 BGB, der keine längere 
Bindung zuläßt als fünf Jahre 7', Natürlich k ann die von § 624" 
zugelassene direkte Bindung des Arbeitnehmers durch beider­
seitigen Ausschluß einer Kündigung auf fünf J ahre stärker . =:-" .:­
sein als die bloß mittelbare Bindung durch Verfall e iner 
Arbeitgeberleistung .. Auf der anderen Seite ist vor allem 
dreierlei zu berücksichtigen: ers tens werden die Ruhegeld­
klauseln nicht von dem von § 624 vorausgesetzten freien ' .',", !'~ 

," 

., 
. ~'. 

Willen des Arbeitnehmers mitgetr agen, sondern einseitig vom . ~ 

Arbeitgeber oktroyierlj d adurch wird überhaupt erst die ., . .: 
Voraussetzung für d ie Billigkeitskontrolle geschaffen. Zwei- ' .. ... 
tens ist die Verbesserung der volkswirtschaftlichen Mobilitä t, 
deren Aufredlterhaltung ein gesetzgeberisdler Grund für § 624 
war, heute von nodl viel größerer Dringlichkeit als zur Zeit ... ~ .. , 
der Entstehung des BGB. Drittens ist der Wert der Kündi- .. . 

2.7. Die Be d e u t u ·n g der T rad i t ion gungstreiheit nachdrücklich 'durch Art. 12 GG unterstrid1en . . ,.i 

Ba' Uechi dedc Fra"gede, wko dld'e GrRe~_:etsi~d1elnhzel.nten zdu TZiehdent' lst~sp~elt worden 71: ,' .',/,~:, 
er an e er t:UJ Sl er el un r8 1 Ion eme 2.&3 Internationaler Vergleich _ 

Rolle. Bisher wurden Ruhegeldverfallklauseln ja von ·der .' .. . 
Einen Anhaltspunkt dafur, daß ein Verfa llzeitraum von mehr .,.~:, ' · Rechtsprechung uneingeschränkt zugelassen. Ebenso wie ein 

· ~ oberes Bundesgericht seine e inmal zum Ausdruck gebrachte als drei oder maximal fünf Jahren nicht m ehr als angemessen ·· . .. :;; 
ltedltsauffassung im Interesse der Rechtssicherheit n icht auf- angesehen werden k ann, ergibt auch der internationale Ver- ···{ ·:~? ~: 
geben sollte, ' wenn in einer Rechtsfrage zwei v erschiedene gleich 11. Die meisten Länder mit betrieblicher Altersversar':' . ~'; . ,. ~ 
Meinungen vertretbar sind n , so sollte entsprechend auch die gung sehen entweder sofortige Unverfallbarkeit (z. B. Finn~ ~ .. : ,: .. >~ 
Einschränkung der bisher als zulässig angeseh enen Klauseln land, Frankreich, Norwegen, Schweden) oder doch Unverfall· . \ .... . : 

, im Rahmen d er Billigkeitskontrolle nur soweit gehen, als barkeit nach fünf Dienstjahren (Belgien [s teuerliches Erfor· :: .. ~. : .~ 
eine ·e i n d e u t i g e Unbilligkeit vorliegt; d . h" daß die dernis) Niederlande) vor. In England wird 1972 ein neues . ;." .: .:.:; 
Einschränkung sich an der oberen Grenze des Bereichs der Steuergesetz in Kratt treten, wonach Anwartsdla ften nach · .~ .~;; 

,.nodl als vertretbar anzusehenden möglichen Bindungsgrenzen dem 30. Lebensjahr bei fünf j ähriger Betriebszugehörigkeit ";,': . ~ 
zu orientieren hat. nid1t mehr verfallen dürfen. In anderen Ländern gehen die "':.~:".~ 
- .. " . B emühungen in die gleiche Richtung " . . . , '. ~ 

... 2.8 . . Anhaltspun kt e für die höchstzulässige . .. : .... ~ 
... : , Bindung 2.9. Berücksichtigung des Lebensalters .-

.~ Die obere Grenze liegt m.E. bei drei Jahren, allenfalls bei des Arbeitnehmers? .. ';. . . \. 
· fünf Jahren. . ' ; Es gehört zu den ungeklärten Fragen, ob neben einer Minde~i~' · ,?:: .. ;! 

: 2.1J Die DTeiiah1'"esbindung bei Ausbildungskosten dienstzeit auch ein Mindestle~nsalter des Arbeitnehmers alS : : ;, i.~ 
. . . Vorl:lussetzung für die Unverfallbarkeit bestimmt werden .~.-+ 

· .Für drei J'~hre sp~cht der Vergleich mit den Rückzahlungs- sollte, wie es %. B : die Arbeitsgemeins~att für betriebl~ch~ E.~ .· 'J 
-: klauseln bel Ausblldungskosten, wo das Bundesarbeitsgericht Altersversorgung vorgeschlagen hat -. DIe Festsetz~g e~es · -". _~: ~ 

keine längere Bindung als drei Jahre zugelassen hat. Mindestalters kann darauf hinauslaufen, d8ß jürigere Arbeit. ~ .• ~~:~: 
a) Bei Ausbildungskosten hat der Arbeitgeber ein beSond'e- nehmer 1änger gebunden werden als ältere. Für e1ß.e Uriter~ . ~;:.:~ 

· . res Interesse an der Bindung der Arbeitnehmer, w eil er sonst scheidung .zwischen jOngeren . und . älteren ~ ArbeItnehmern·· .. :;I~ 
· ~m Lohnwettbewerb leicht benadtteiligt Würde 14, bel Ruhe- wird 'geltend 'gemacht, der ' Anwartsdlaftsverlust · falle m:a"'. t:;.~ 

geldversprechen besteht ein Interesse, die Autrechterhaltung .- teriell desto mehr ins Gewicht je älter der ·Arbeitnehmer fst. :;·....:~~~ 
.. wirtschaftlich ni~t· sinnvoller Kleinstanwartschaften zu ver- ... Dagegen spricht aber _ . und das 1st bisher von denen, die die . ·,>~.· ·2 

hindern. . . . . .. . .' Berücksichtigung des Lebensalters befürworten, anscheinend . :!.~:~;: 
· b) Bei ·Ausbildungskosten entsteht im Falle vOrLe'iii~~n' Aus-' noch nicht gesehen . worden -,' daß.ein "jüngerer Mensch .ty ... ; (:f~ 
adteidens d ie Verpflichtung des' Arbeitnehmers zu einer po... plscherwelse eine sehr Viel nachhaltigere ~twic:klune: dUrd1': '~ ' fF'~1 

., :;1tf~en Zah1ung an den Arbeitgeber, beim RuhegeldverfaU macht .~s ein ~lt~~~\ ~~ e~n~ !,3ee.in~.ch~~g:~~ip.~r,~~f::?~t~~ 
· erhalt er eine in Aussicht gestellte Zuwendung nicht. Nor- · . .. . ' .',' ' .. " .. . . '" .. . :'. ~' },. ' : l ~~~:: ';" .. :' ..... ::~. ~.\ . ~'6 ,'t 
· malerweise wird nun die R - clc:" hl I B tr für d ,, 10 Vgt unten S. 10'7$. · . . .. . } , .. • ':I"f " , • -t" " .--~~"""~)!J: ' 

· . u za ung e n~s e ages. en . '. ,'11 Dtetenm mJß~ dieser "OberleBUIl&", die für betrleb,bedingte KOn.. ~!" ~~ 
. . . betroffenen ArbeItnehmer schwerer erträaz:lich sein, weU ' er ' " dlgungen dec Arbeitaeben: cenal.&5O ,Ilt wie für vom Arbeltneh. r.· ... o '~ 

den Betrag für seinen Unterhalt beziehungsweise die Aus ..... ' ~.·.,· : ' meT veranle Bte KOndlgungen, ClberMupt kein Gewhht ZU; aon't ·~~;·:~ 
·bildung verbraucht hat, als der Verzicht auf eine erst in Aus- .. ,. I.. ., kOnnte er bei betTtebsbedlngten KOndl.c1.l.Dgen ·des ArlH!.H.ge~rt ;"-:.i ;~" 
sicht gest Ule Lei t D a d d tU Ii gt d ' d ß di .... ~~: hlcht je d e VerlaUb.rite lt auaachUeßen. ." ·, .. ··· '.·-·c· .. ., , ' .. ;:' .... ~ _.,~-',Jo-:.' ... ~ . 

· e S ung. er roo. are arm,' a e . ~ 72 VIi. auCh. BUg.,. Han<lbudl· d er betrieblichen AUenvenort:unl:" '~ ~ ' 
aOck:tahlung häufig n~r unter ·Einschränkung des laufenden ' , . .. . 5. Aull. IKI. S. ilL .. . ; .. : . . . .. : ""'. . . . . ~. ·_ . • t~~~:' 

~ und zum Verbrauch bestimmten · Einkommens 'Und damit · j . r '1t Vgl. SAG, 13, ; lK1, AP Nr. 57 .EU • 111 BGB GratlQkUlon; SAGt. 'l~':;'~ 
'. unter vorübergehender Reduzierun" des Lebensstandards ·· ·· . 12 S. 271, 214; SA.G, AP ·Nr. 1! zu I '11. BetrVO. ' .• ' : ~ '-:: ..... :'. ~ .:. '"" ~::-K~ 
•• _ . • Ii> .,. .. vgl. oboen FuAnote G. " , ." , .' ' • . \ .' - . . :" ~ ~ . .• ' .~ -r;'~ 
· moghch 1St,. und diese eine be s 0 nd e r e Härte mIt sich -":, : 7$ Vel. 1m ~nzelnen \I. AMl'm;· •. &.0 : (FU8note •• S. · ui ft.>,~,(:~ ... : ... ",! ... "':'.":; 
· bringt. Diese UbUc:herweise vorgenommene ' Untersdteidung ' . '16 VgI. im eJnzclnen w. A.",,'m, •.•. O~ (Fußnote .',. 8. 141 u. ,: '. f .~ :;\:::~:~~ 
, trifft auf das betriebliche Ruhegeld aber nkht zu weil der ' . rr pie dnl ~tztlenannten ' Abw~,ungselemente Uißt ·lHetnidl. · bel i~,.y, ' a d' f - d' . . . ' -. .. , .elnen Elnwlnden .8eCeft d i ll ~nfjahrel«renze auSer.mt. Dtet __ ·;!:.',..~ 

run ur le ~sondere Härte der Rückzahlung von ver- , ' . rIdI ••.•• 0. (I'uAnote 1), 5 . . IU -. ;.·.· .. ' ... ..... ... :.: .. / .• . ~ ."',,:, - - ,.~ ,J ,l.' ~ "' : .":'~).~~ 
brauchten Leistungen hier ebenfalls vorliegt. Verliert der . "11 V-cl die instruktive tlberstcilt von ~l'bU1"l>Ol'D~~' ~ter8alcheruna: .~~"" 
Arbeitnehmer seine Ruhegeldanwartschaft ersatzlos ' so ist · ::' international. Wleiibaden Im. ·· -: - · . . Y· .... . . . •.. . : . . ' .. :· · . ·~~\l:.;~ 
nämlich dl 1 . eh bl E Ich d' V 'ft ae:wi8 können die Re.celuncen in den ,enannten ' Llndern nicht .. ;~ ... ",:,: 

au e ne - wenn au s zur rre une: es er- . ' paUschal auf deutache Verbltw.e Ubertracea werden. Aber aie .... ·~1 
· sorgungsfalls binausgesdlobene --: Einsdlränkung des Lebens- •. :. bieten dod:'l lfewldltJ&c! er,llmende Anbaltspunkte filI' dIe Be-o' . ~ ~~ 
haltungsniveaus die Folge ":.. .. ' . . : .. . . . ... :. , .. ( .' . . ;:: . .... . ' at1mmunc elner .ncemessenen EJnsmrlnkuna der Unver1allba~ .f. ~! 
) B .. : . . . _. : .' .... - . kelt. Au. der Tatsattu~. daB 4Je Arbeitnehmer In den mefaten ·~ '" 

c ei Ausbildungskosten waren d Ie · Ruckt.ahl~gsbeträ.ge .: '. vers1dchlllndem cur FinlU"lZlerung der . Venor .. unl8lelatun&'eD. .~~:L' 
· durchweg je nach der Dauer der vom Arbeitnehmer bereits . ~ mit eigenen Beitrigen beitragen. IlDt film keln lrundle,endeT .; .::~ 

.. abgeleisteten Zeit abnehmen4 gestaUel~ d.h. der pro-rata- :., .. ..... Unter$d11ed kOJUItruleren, wenn man die betrleblld'!en ve1'S01"-·~;'·i~ 
Gedanke ist im Gegensatz zur Ruhegeldver:fillklausel nicht ... ,.:1- ,: gunlsleUtun,en 1n der Bun4esrepubUk.,.b entgelUic:he Letltunle:n .~_ :::,:" .}. 

. .. . :. , ''':' ' . Itnerkennt. wie es \ULe1"IUllcb. tat. Abgesehen davon tritt L 8.;;'- c . 
. ausg~ossen. . . ~ . . ,. : .. ; . . ).: .] ; ~~ , ! . . . . ; :.:~: .,~. ,,, ... ~ . ._. :, .. 1· in Schweden ,und Flnnland IOforUce Un'fedallbarkelt ein, ·'Ob· ~i~.: 
Da die unter a) und b) erörterten'· Verg1elcbspunkte ' keine ..• ' ... ' woht hler ft,elm18tc keine Arbdtnehmerbeltrlle zur bettleb • . :·~,;.,. 

eindeutig. unter~i~i-:ne Bewertung redtt!erÜg~n, der unter ~' . : ' ~. ·!!:;;~vAi:.~~r:,r:n~=~~:~:~4 ~~~ ~~ Y;i:' ~-. i·{ : 
~ c) aber emdeutig fur elne größere Bedenklichkeit von Ruhe- < .... · .... demann. " . .. , ~ .:, . _;" .. ~ . i-:'" ", . ....... :.~ . 
.. geldverfallklauseln spricht, ergibt der .- gewiß hier nur grob " 81 Val. auch Ru, •.•. 0 . (Fu8note SC), S.· It: .,.Die ... :. Bindunt dutd\<;l 
: ZU skiZZierende - Vergleich, daß bei Ruhegeldverfallklauseln . ,: .. ~ (Vet1811~) Penslon5Zusaaen ..... 'fV1rkt aic:b' fQr .d.1e b4~ ':~ 

eher nur eine kürzere Bindung zulässig sein soUte als bei . Erfahrung und Anpassuagstllhl,kelt der Arbeiter' 'Vor allem clanJl ~,~ 

i~;::~:::;;:·>m·'':~····I,",jd.t~gaif~~:~!1t1l1t!:'~ . 



digungsfreiheit durch einen VerCallvorbehalt deshalb gra­
vierender erscheint. DC'f besonde ren Bedeutung der freien 
K ü nd igu ngsmöglichkei t . gerade für jüngere Arbeitnehmer 
trägt unsere Rech tsordnung auch vielfach Rechn un g, so daß 
m an m. E . von einem allgemeinen Prinzip s prechen kann, das 
d ahin geht, daß B eeint rädltigungen der Kündigungsmöglidl ­
keilen tendem.iell umso bedenklicher sind. je jünger der 
Arbe itnehmer ist. 

S o gibt § 15 Abs . 2 ZifL 2 des Beru(;;bildungsgesettcs vom 14. 8. 
1969 ~!. der an die Stelle der §§ 78 HGB. 127 e GewO, 30 HandwO 
getreten is t, den auszubildenden Personen das unabdingbare 
R echt, das Berufsausblldungsverhä llnis unter Wahz'ung einer 
AuIlösungsfrisl von vi~r Wochen aufzugeben , wenn si e die Be­
rufsa usbildung aufgeben oder sich für eine andere Berufs tätig­
keil ausbilden lassen waUen. Ocr zugrund e Iiceende Rechls­
gedanke geht. wie das Bundesarbeitsgericht noch zu den frühe­
ren Vorschriften dargeleg t hat , ,.dClhin. daß d er Lehrling, durch­
weg ein junger Mensm. nicht gegen seinen Willen und gegen 
seine Veranlagung und Fähigkeil zu einem Beruf gezwungen 
werden darl, den er als n icht zusagend und nicht passend er­
kannt hat. Einen solchen Zwang auI ih n auszuüben, läge nicht 
im Interesse der Vo lkswirtsthaIt wie auch insbesondere des Lehr­
lings selbst·· 8.'. Wie das Bundesarbeitsgeridlt weil er l eststeIlte. 
verbietet es dieser Grundgedanke a udl, das Uisuntsredlt des 
Lehrlings durch Abreden 'Zu erschweren, welche Nachte ile lür 
de n Fall der Lösun g vorsehen . So ist es z. B. nicht zulässig, das 
Lösungsrecht durch eine Absprache zu beelnträchligen , wo nach 
der Lehrling, fa lls er Innerhalb einer bestimmten Zeit k ündigt, 
G ratifikationen oder andere Leistungen des Arbeitgebers zu­
rückzugewähren habe &4 , obwohl die Zulässigkeit soldler Klau­
seln von der Rechtsprechung normalerweise grundsätzlich aner­
kannt wird &. 

Welchem der bei den angeführten Gesichtspunkte man grö­
ßeres Gewidlt beimißt, demjenigen, der tür verstärkte Be­
denken beim Verfall bei älteren, oder demjenigen, der für 
stärkere Bedenken bei Bindung von jüngeren Arbeitnehmern 
spridlt, läßt sich kaum m it dem Ansprudl auf Allgemeinver­
bindlichkeit entscheiden . Es erscheint deshalb plausibel an­
zunehmen, daß beide Tendenzwertungen sicfl gegenseitig auf­
heben. Die Folge wäre, daß das Lebensalter k ein e Beruck­
sidltigung finden durfte. Da mit wäre auch das Problem, daß 
in ~er Festsetzung eines Lebensalters notwendigerweise ein 
starkes WillküreJement liegen müßte, ausgeschaLtet-. 

Es muß allerdings betont werden, daß die vorstehenden über­
legungen von der Voraussetzung ausgehen, daß Ruhegeld­
ordnungen auch auf jüngere Arbeitnehmer einen Bindungs­
effekt ausüben. Das is t der Fall, soweit die Dienstjahre die­
ser Arbeitnehmer in die Berechnung der Höhe des späteren 
Ruhegeldes eingehen. was bisher spätestens ab dem 24. (zu­
meist schon ab dem Eintritt in den Betrieb oder doch ab dem 
20. oder 21.) Lebensjahr zutrifft. Denn beim Arbeitsplatz­
wechsel fehlen dem Arbeitnehmer dann diese Jahre bei der 
Ruhegeldberechnung im neuen Betrieb, so daß sein Renten­
anspruch bei sonst unveränderten Bedingungen geringer ist 
als er es in dem trüheren Unternehmen wäre. Die vorste­
henden Überlegungen verlieren jedom ihre Grundlage, soweit 
Tätigkeitsjahre des Arbeitnehmers in jüngeren Jahren, z. B. 
bis zum Alter 30, dadurch mobilitäts- und bindungsmäßig 
"neutralisiert" werden, daß sie allgemein bei der 
Berechnung der Höhe des Ruhegeldes nicht mehr berücksich­
tigt werden ". 

3. Der VertaD bei KündiC-ODI' des Arbeitlebert 

Der Verfall bei einer vom Arbeitnehmer veranJaßten Auf­
lösung des Arbeitsverhältnisses wird bisweIlen für weniger 
bedenklich gehalten und in weiteren Grenzen zugelassen als 
der Vertall bei einer vom Arbeitgeber veranlaßten Auflösung. 
Als Begründung wird wieder auf das "berechtigte Bindungs­
interesse" des Arbeiteebers verwiesen, das bei Verfall etwa 
wegen betriebsbedingten Kündigungen natürlidt nicht gege­
ben sei -. Diese Unterscheidung ist aber m. E. nicht zu hal­
ten. Der Arbeitgeber hat, wie Wir versucht haben aufzuzei­
gen, grundsätzlich kein beredltigtes Interesse an einer Mehr­
bindune . durch VerfallkJauseln, nur Minianwartsdl.atten 
braucht er aus Gründen der Verwaltungsökonomle nlcht auf­
rechtzuerhalten. Di~ gleichen Erwägungen gelten auch tür 

. d1~ Arbeitgeberkündigung, so daß für alle Fälle eine ein 
hellliche Höchstgrenze für den V rf 11ze -, d e a itraum festgelegt 
wer eD sollte. Eine Differenzierung würde zudem d' N t 
w~dJ.gkeit mit sich bringen, später festzustellen, ~:r :i; 

. KünÜS..L. digung ~er~~t bat, und damit hlufig zu großen prak-
Ulen SchWlengkelten fUhren". 
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4. Sonderregdung bel außerordentlicher Kündigung 
des Arbeitgebers? 

Viele, die die Verfallbarkeit grundsätzlich für revision sbe_ 
dürftig halten. sind dom bereit, eine Ausnahme' für den Fall 
der außerordentlichen Künd igung des Arbeitgebers" wegen 
eines schuld ha rten Verhaltens des Arbeitnehmers zu ma­
chen ' I. 
Gewiß wird man die unbesch ränkte Verfallbarkeit in diesen 
Fällen weniger en tschiede n. a ls unangemessen w erten kön_ 
nen, al s bei ordentlicher Kündigung des Arbeitgebers. Auf 
der anderen Seite kann der Ruhegeldverfall für den Arbeit­
nehmer ein sehr schwel'er Verlust sein, der bei BeSchränkung 
auf außerordentlidle, vom Arbeitnehmer verschuldete Kündi_ 
gungen dann leicht den Charakter einer S t I' a f e annimmt. 
deren Härte aber in keinem Ver hältnis mehr zu ihrem An­
laß u nd dem dem Arbeitgeber eventuell zugefügten Scha_ 
den I: steht. Die Legitimation des Arbeitgebers zu einer 
solchen Disziplinarmaß na hme, bei der k einerlei Gewähr für 
ein angemessenes Verhältnis zwischen der Schwere der Ver": 
fehlung und der Härte der Strafe besteht, ist nicht gegeben: 
M . E. ist d ie Verfallbarkeit deshalb El udl in solchen Fällen 
grundsätzlich unangemessen und revisionsbedilrftig. Der Tat_ 
sache, daß es für den Arbeitgeber unzumutbar ist, mit dem 
Arbeitnehmer t rotz unter Umständen grober PC.ichtverlet .. 
zung weiterhin ein Ruhestandsverhältnis autrechtzuerhalt~ 
könn te auch anders als durch den ersatzlosen Verfall Rech­
nung getragen w erden, z. B. durch Einräumung eines ' fakut": 
tativen Abfindungsrechts, wobei der Zeitpunkt der Abtin":' . 
dungszahlune nach Wahl des Arbeitgebers der ·der KUndj":' 
gung oder der des Eintritts des Versorgungsfalles sein könnte~ 

Für das Zulassen des unbeschränkten Verfalls in soldle~ Fäl':'­
len wird zweierlei angeführt. Einmal entfällt .auch der Ur':' 
laubsabgeltungsanspruch, wenn der Arbeitnehmer · wege~ 
grober Treupflichtverletzung entlassen worden ist (§ 7 Abs.. 4-
BUrlG). Ebenso kommt der Ausgleidlsanspruch des Handels..; 
vertreters gemäß § 89 b HGB in FortfaU, wenn der Unter_ 
n ehmer das Vertragsverhällnis aus wichtigem Grund w e gen 
schuldhaften Verhaltens des H El:ndelsvertreters gekündigt hat. 
Zum zweiten erlaubt die Rechtsprechung des Bundesarbeits_ 
gerichts dem Arbeitgeber, das Ruhegeld gegenüber dem Pen";' · 
sionär wegen grober Treupflic:htverletzung zu widerrufen M:; 
Dies müsse erst recht gegenüber dem aktiven Arbeitnehtner 
gelten. . " ~ " : ~ 

Diese überlegungen sind m. E. nicht überzeugend. Die Recht':' 
sprechung des Bundesarbeitsgerichts zum Ruhegeldwiderruf -
b eruht ja noch auf einer Anschauung und Wertung, die hin':" 
sichtlich der Möglid1keit d~s Arbeitgebers, das Ruhegeld ver":' '. 
tallen zu lassen oder zu widerrufen, grundsätzlidl. großzügi:: 
ger e ingestellt war, als es jetzt zunehmend für richtig gehal_ 
ten wird . Die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerich.ts ' hat 
die Verfallbarkeit - abgesehen von Sonderfällen - bisher· 
nicht eingeschränkt. Geht man aber von der hier zugrunde 
gelegten strengeren Wertung aus, so ist nicht nur die Ver .. 
fallbarkeit als unange.messen einzusroränken. , sonde~ dann 

H BGBI. 1 S . 1112. 
a:J SA.G, • • 1 . 196f1, AP Nr. 13 zu f .n BGB Lebrverhlltnls. 
" So ausdrUd<lIch TTtnlcner, BB li6f S. 537 ; vil. aum SAG, 11. ' ·u · 

19tM1. AP Nr. 5' zu f .11 BGB GrlltUUc.ation (unter J. der Gründe) 
mit :r.ustlmmender Anmerkung von Fllrthmann.., .' .. " . . . 

as Auf dem gleichen Gedanken basiert z. B. die ~l5meid\lng d~ 
Bundc.arbettageTtctr.tI In AP Nr. 28 :r.u Art. 12 GG (vgl. InsbeSon':' . 
dere unter IJ 3 b der GrUnde). . . ' . . 

. 86 Wer fOr jüngere Arbeitnehmer ' dennOCh eine ltlngere BIndungS_ 
zeIt propa,lert alt fUr Altere, darf m. ::r::. die .. durdUidlnlttUCh 
BtndungszeW' tor aUe Arbeitnehmer nicht lAnger ala fünf .lahr: 
reaUegen . Du heIßt. Iltere Arbeitnehmer dUrften dann nur et 
oder :r.wel J .. h~ lebunden werden. n 

111 Vgl. dlUu auch unten S. 1075. - ' . 
tI Z. B . Dletnlch. La.O. (Fußnote ') . S : 1S3. 
at Dareur weist HOhne bei Erilluterunlen des ABA-Memorandurnil 

mit Recht hin, BetrAV 116:' S. n, 10. . 
PO Die AudUhrungen eelten entsprechend rar eine .. etnvernehmuCb:·-. . 

Vertra.uunösun,", deren Anlaß eine Treuepfilchtverletz e. 
dei Arbeitnehmers Ist. . . '. una 

.1 ABA-Memorandum zur Unvcrtallbarkelt, BetrAV IM1 S ' 18· " . 
. Wiedamann, •••. 0. (Fußnote '). S. 14. ; MonJau, a .•. O . (FuBno; to; . 

S. 1187: va:l. auch Dldnlch. a .•. O. (Fußnote a). s. 1~ r. . .. . e 'h . 
H DJe Gelh:ndmachung d ieses Schaden. 1m Wege cJnes smadense'rsa . . ' 

~r;;:~ch.t. bleibt d~ Arbel~eber u!"be~~nw:n, . VBI . . I ·~ . Aba.tz.; , . 

tl V.L HUge7', Handbuch der betrtebllc:ben Altenvenorgu~, , : ;,.,. . ' ~. ,' . 
1"" S •• ,. U .; BA.G, 10. 1. 1911, AP Nr. 2: &u I 111 BGB znlt u~ 
Anm. von A . Hu~ck (a.8 .0 . ) und Si~g (SAX 1_ S. 17'1) und ::tust. 

. Anrn. von Grumlcv. J"uS 1881 s . • 1; SAG. J. f. 1170, AP N"r abI. 
S 142 BGB RUhegebalt mtt abt. Anm. von GnlMkV. ' . • 1U ::t~ . 

: . . 
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muß auch die Rcdltsprechung des Bundesarbeitsge ridlts zum 
Widerruf laufender Pensionen neu überdacht werden und 
kann nicht ihrerseits als Argwnent bei der Ausges taltung d er 
Verfallbarkcit herangezogen werden '4, zumal das Bundes­
arbeitsgericht (im Zusammenhang m it der Frage der An­
wendbarkeit des § 119 Abs. 2 BGB) selbst festgestellt hat, 
daß es "in hohem Maße unbillig" sei, dem Arbeitnehmer d as 
Ruhegeld zu entziehen, nachdem er d em Arbeitgeber d ie 
gesmuldeten Dienstleistungen erbracht hat H. Auch die §§ 7 
Abs. 4 BUrlG und § 89 b Abs. 3 HGB, die heute übrigens 
rechtspolitisch durchaus nimt mehr unproblematisch erschei­
nen N, können unsere Wertung schon deshalb nicht erschüt­
tern, weil hier für den Arbeitnehmer beziehungsweise den 
Handelsvertreter regelmäßig lange nieht soviel auf dem Spiel 
stehen wird wie beim Verfall des RUhegeldes. § 89 b Abs. 3HGB 
wird darüber hInaus offenbar von einem gesetzgeber ischen 
Grund getragen, der nicht auf die Lage beim Ruhegeld zu­
trifft, denn er läßt den Verfall auch bei ordentlicher Kündi­
gung des Handelsvertreters eintreten. Ein Verfall des Ruhe­
geldes bei ordentlicher Kündigung des Arbeitnehmers ist 
aber, wie wir dargelegt haben, eindeutig unangemessen. Die­
ser besondere gesetzgeberische Grund kann mit G run s k y t7 

unter anderem darin gesehen werden zu verhindern, daß der 
Vertreter den Ausgleichsanspruch dadurch "aktivieren" kann, 
daß er kündigt oder einen wichtigen Grund besitzt, der es 
für den Vertretenen unmöglicht macht, das Vertragsverhält­
nis fortzusetzen. Denn dadurch könnten die finanziellen Dis­
positionen des Unternehmers empfindIJch gestört werden. 
Dieser Grund kann den Ruhegeldverlall nidlt tragen, weil 
hier die Alternative zum Vertall grundsätzlich nicht die Ab~ 
findung, sondern die Aufrechterhaltung der Anwartschaft ist. 

S. Wlevlelaoll aufrechterhalten werden! 

Offensichtlich ist zunächst, daß dem Arbeitnehmer, der Da ch 
Ablauf des gerade noch zulässigen Vertallzeitraums, aber 

. vor Erreichen des Ruhestandsalters ausscheidet, nlmt das 
volle Ruhegeld zustehen kann, welches er erhielte, wenn er 
bis zur Altersgrenze für den Arbeitgeber tätig gewesen wäre. 
Es kann bei Durchsetzung der Unvertallbarkeit also nur um 
die Aufrecnterhaltung der bereits vom Arbeitnehmer er­
d jen t e n Anwartschaft gehen. Problematischer ist die 
Frage, nach welcher Methode ermittelt werden soll, wie groß . 
der bereits ~rdiente Teil des Ruhegeldes 1st. Wird jeder Ar­
beitsperlode der gleiche unsichtbare und lUr dle spätere 
Ruhegeldzahlung bestimmte Lohnteil zugerechnet, dann wer~ 
den die Anfangsperioden das Deckungskapital tür das Ruhe­
geld am stärksten speisen, weil bei ihnen die Verzinsung sm 
meisten ins Gewicht fällt. Nach dieser- versicherungsmathe­
matisch zutreUenden - Zuredmungsmethode würde der Ar­
beitnehmer in den ersten Arbeitsjahren also einen besonders 
großen Anteil des späteren Ruhegeldes erdienen, dessen Höhe 
sich aber 1m einzelnen nach dem der Berechnung zugrunde 
gelegten Zinssatz richten würde. 
Errechnet man dagegen den erdienten Tell der Anwartschaft 
nam dem Verhältnis der abgeleisteten Dienstz.eit zu der bis 
zum Eintritt in den Ruhestand theoretisch noch bevorstehen­
den Zeit (ratierliche Anwartschaft), so wird bei Ausscheiden 
des Arbeitnehmers ein geringerer Teil des Ruhegeldes auf­
rechterhalten als nach der ersten Methode. Ob die eine oder 
andere Berechnungsart die .,ridltigeU is~ oder beide als an­
gemessen anzusehen sind und die ratierliche Anwartschaft 
die Untergrenze fixiert, läßt sich nicht allgemein und los­
gelöst von den sonstigen, z. B. steuerrechtlichen, Regelungen 
entscheiden Mo . 

ßr. Wer kaDn und soU die Verfallbarkeit einschränken? 

L Der Betriebsrat? 

Wir haben bereits mehrfach darauf hingewlesen. daß der 
einzelne allein auf sich gesteIlte Arbeitnehmer mangels Ein­
wirkungsmöglic:hkeit die EJnschränkung nicht ~urchsetzen 
kann. Der Betriebsrat 1st zwar regelmäßii: mächUeer als der 
·einzelne Arbeitnehmer und daher eher in der Lage, sich 
gegen unangemessene Regelungen zur Wehr zu setzen ". 
Aber er besitzt doch regelmäßig keine der Durdlsetzungs­
macht des Arbeitgebers voll ebenbürtige' Gegenmacht, vor , 
allem weU ihm nach § 49 Abs. 2 BetrVG der Arbeitskampf . 
verwehrt isL Wozu kommt, daß die Betriebsratsmitglieder 
vom Arbeitgeber nicht ganz unabhängig sind 1". Auch die 
Betriebsräte würden deshalb durch die Autgabe überfordert, 
die Unverfallbarkelt von Ruhegeldversprechen auf breiter 
Linie durchzusetzen. 
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2. D ie Gewerkschaften? 
Die Gewerkschaften sind regelmäßig mächtiger als die Be­
triebsräte. Insbesondere b esitzen sie m it dem Streikrecht 
eine Warfe, d ie es ihnen ermöglicht, notfalls durch Druck 
und Gegendruck eine angemessene Wahrung der Interessen 
der Arbeitnehmer durchzusetzen 111. Unsere Rechtsordnung 
erkennt deshalb die Gewerkschaften als den Arbeitgebern 
ebenbürtige Verhandlungspartner an. Bisher haben die Ge­
wel'kschatten aber - abgesehen von wenigen Ausnahmen -
noch nicht versucht, die Unverfallbarkeit hei Tarifverhand­
lungen mit aller ihnen zustehenden Madlt durchzusetzen. 
Zu sehr scheint ihr Agieren beI. Ta rifverhandlungen noch 
vom sog. Barlohnprinzip beherrscht zu sein, wonach sie vor 
allem versudlen, für die Arbeitnehmer mehr baren Lohn 
durchzusetzen 1". 
3. Der Gesetzgeber oder die Re<:htsprechung? 
Ob der Rechtsprechung die B efugnis zur Inhaltskontrolle von 
VerfaUvorbehalten zusteht, wurde allerdings noch bis vor 
kurzem unter Hinweis auf die Vertragsfreiheit von der herr- > 

sehenden Lehre bestritten lOS. Das B und e s a r bei t s g e­
r ich t hat jedoch in einigen neueren Urteilen klargestellt, 
daß .. ein Vertragswerk, das nicht zwischen den Beteiligten 
im Wege eines gegenseitigen Interessenausgleichs ausgehan­
delt, . sondern praktisch vom Arbeitgeber allein festgelegt 
wird •• . sich eine Korrektur nach Billigkeilsgriinden getallen 
lassen" müsse und eine "derartige Billigkeitskontrolle (durch 
die Redltsprechung) ... bei Ruhegeldregelungen besonders 
geboten" sei, weil deren Auswirkungen für die Arbeitnehmer 
von besonders großem Gewicht sein könnten 114. Damit ist die 
Frage, ob es neben dem Gesetzgeber auch Au!gabe der Recht~ 
sprechung ist, die Verfallbarkeit von Ruhegeldanwartschaf-
. ten ein2.uschränken, heute im Grundsatz im positiven Sinne 
entschieden. 

Bei der Einschränkung der Verfallbarkeit handelt es sim 
allerdings um einen sehr gewichtigen Eingriff mit einer 
Fülle von weittragenden wirtschatts- und sozialpolitischen 
Implikationen. Mit der Festlegung von Mindestbedingungen 
(wie z. B. drei oder fünf .Jahren Betrlebszugehörigkclt) kann 
es zudem nicht sein· Bewenden haben. Es muß auch positiv 
geregelt werden, wie die Unverfallbarkeit auszugestalten ist, 
insbesondere welcher Teil des Ruhegeldanspruchs bei Aus~ 
scheiden nach Er!üllung der Mindestbedingungen aufrecht zu 
erhalten ist tu. Eine solche vielfach aufeinander abzustim­
mende Regelun& könnte der Gese~geber mit seinen umlas .. 

. 14. Daraut hat GrunskJ,l nacbdrQckUdl hIngewiesen, Anm. zu BAG, 
AP Nr. ,1fl 'Zu • U2 BCS Ruhegehalt. 

15 BAG, 10. J. 19GB. unter D 2 der GrOnde, AP Nr. 2 zu • 11& BGB. 
" vgl. Grun.tkJ,l, .JuS lJ70 S. 11, und Anm. zu BAG, AP Nr. 141 zu 

I MI BGB Ruhe~eh.lt; Schtoerdtnb' • • ••. 0. (Fußnote SO), S. 201 fL 

9'1 Anm. zu BAG, AP Nr. 141 ZU , tü 8GB Ruhegehalt. 
18 vgl. .uch unten S. 1075. 
85/ Wie das Bunde.5CJrbeiugerlcflt in einer Entscheidung 'Yom 30. 1. 1970 

klara:Ktellt h.t. kann eine betrlebUcbe Ruhegeldordnung durm 
eine spätere Detriebsverelnbarung abgelöst oder geändert wer­
den, wobei es gleld'lgUltlg in. ob die frühere Ruhegeldor<lnung . 
auf eIner Cesamnuu.le beruht oder eine Betrleb.verelnbarung ,. 
war, BB 1170 S. 1017. . 

100 BAG, BB 19'10 9, 1087, U(ld BAG, AP Nm. a und SI t:u I 511 BGB . 
Gratifikation. 

101 Vgl. 2. B. SAG, 31. S. 111116, AP NI'. 54 ZU I 811 SGB GrattflkatIon 
mJt Anm. von Bledllmkopj; SAG. 23. 1. Itl7, AP NI'. $1 ZU I 81.1 
BGB GratiWtatton. 

102 VgL auCh Grunskll, ArbuR It71 S. 160. 
103 Vgl. z. B. HefumGrlrl, Die betrlebUchen RUhegeldverpDldltuncen, 

11. Au!l., Köln lK7, 5. ~i weitere Nachweise bel U_ An:tfTn, La.O. 
(Funnote .,. s. Jf. . 

1M.BAG, SI. 10. 1~9, AP NI'. t zu I ZU BGB Ruherehalt - Unter_ . 
stßu;un,skaS6Cn; vcL aum BAG, '30. 1. Ino, BB 1970 S . 1091; SAG, 
11. e. 1170, BB 1970 S. 1218; SAG, 11. 12. D'1O, NJW 1971 S. llD. 

105 Die grundsätzl1me Berecbtlgun& einer solmen - Ober die Kassa .. 
lion yon Vertrapbeitlmmungen hinausgehenden - gestaltenden 
Korrektur kann naoo den oben zitterten Ausfilhruncen des ,. Se-
n.ts des Bundesarbetts,erlchu- nJmt mehr zweifelhaft sein. Auch 
der 5. Senat des BundeSlaf'beltsgerhhta hat eine salme Korrek.tur 
bel Oberprufunc von AusbUduna;skostenrQduahlungsklauleln ' 
ohne weiteres vorgenommen, Indem er nlmt nur den BIndungs­
zeItraum abkürzte, sondern die (mit dem Zeltablauf .bnehmende) 
Jewelllge Höhe des RUckzahlunssbetragel entspred\end dem ge­
kÜrzten BlndungszeitraUln neu festsetzte (BAG. AP Nr. 28 zu. 
Art. 12 GO). V.cl. .. um LAG Hum"" DB 111m s. 1211: Von dem 
von fünt .uf 1 Jahre abgekßnten Blndungueltraum w.ren 'Pt, 
labre abgedient; entsp~chend der mit dem Zeltabl.ut aboeh· 
rnend g~SUffelten RUdaahJuna;flbHhe wurde deshalb ein RÜdaah· . 
lungsanspruCh ln Höhe von 10 v. H. der vom A.rbeltBeber au!ge- . '; . 
wendeten AU$bUdungskosten zuerkannt. 
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senden Möglichk eiten de r Tat:>achencrmittlung besser konzI­
pieren als die Rechtspredlung, deren h erkömml iche Aufgabe 
die Entscheidung von Einzelfällen is t. Bei einem praktisch 
so bedeutsamen Gebiet · wie der belrieblimcn Ruhegeldver­
sorgung müßten mit einer Entscheidung der Verfallbarkeit 
im konkreten Fall aber möglichst audl gleich zuverl äss ige 
Anhaltspunkte für die nach Ansicht des Gerichts angemes­
sene Behandlung der VcrIallbarkeit im all g e m ein e n ge­
geben werden, um d as andernfalls zu befü rch tende s tarke 
Rechtsunsidlerheitsffioment von vornherein abzufangen 1011 . 

Deshalb hat das B und e s a r bei t s ge r ic h t es in einer 
ähnlichen Lage, nä mlich bel Einschränkung der Zulässigkeit 
von Cratifikatlonsrückzahlungskla useln , für geboten Nk15rt, 
"seine Auffassung darüber darzulegen, wann . .. in aller Re­
gel derartige Rückzahlungsklauseln als gültig beZiehungs­
weise als ungültig anzusehen sind" 10:. Diese a nfangs kriti­
s ie rte Aufstellung von Regeln für .. hypotheti sche Fälle" 118 

hat wegen der daraus ofIensidlt1ich folgenden positiveh Aus­
wirkungen auf Rechtssidlerheit und Rechtsfrieden inzwischen 

, überwiegend Anerkennung gefunden 10'. 

B. Die beabsichtigte steuerliche Regelung 

L Kurzdarstellung 
Die Bundesregierung beabsichtigt, die Unternehmer künftig 
dadurch zu veranlassen, die Verfallbarkei t einzuschränken, 
daß die steuerliche Rückstellungsbildung nur noch bei ein­
geschränkter Verfallbarlc.eit zugelassen wird. Die genauen 
Vorstellungen der Regierung sind noch nicht bekannt. Gegen­
wärtig. wird eine Regelung erwogen, nach der mit den Rück­
stellungen erst jeweils zehn Jahre vor dem Zeitpunkt des 
Eintritts der Unverfallbarkeit der PensionsveTpfllchtung be­
gonnen werden darf. Unverfallbarkeit soll danach bedeuten, 
daß dem Arbeitnehmer bei seinem Ausscheiden aus dem Un­
ternehmen der Versorgungsanspruen mindestens Insoweit er­
halten bleibt, als er durch die dafür in der Steuerbilanz 
gebildeten Rückstellungen gedeckt wird. Ein steuerun­
schädlicher Verfall soll ansonsten nur m öglich sein, 
wenn der Versorgungsanspruch "nach allgemeinen ar­
beitsrechtlichen Grundsätzen" vermindert oder entzogen 
werden kann JIt. GleidlZ.eitig soll im Rahmen der Steuer­
refonn dazu übergegangen werden, die s teuerliche Be­
wertung der Pensionsverpflkfltung nam ihrem Teilwert zu 
bemessen tu. Da sich dabei insgesamt höhere Rückstellungen 
aJs nach der bisherigen Berechnungsart ergäben, aber auf 
der anderen Seile kein Steuerausfall eintreten darf, ist 
beabs ichtigt, die Rücks teUungsbUdung erst mit dem Alter 30 
der Arbeitnehmer beginnen zu lassen. Diese Regelungen ·sol­
len entsprechend dem Zeitplan für die Steuerreform am 
I. 1. 1974 in Kraft treten und aum laulende Versorgungs­
%usagen erfassen. 

Ein Unternehmen, das die steuerHdlen RückstEllungsmög­
llchkeiten voll ausnutzen möchte, muß bel Zugrundelegen 
dieser Pläne die Unverfallbarkeit dann spätestens ab dem 
Alter 40 und nadt 10jährlger Betriebszugehörigkeit gewäh-

. ren. Diese Regelung würde zweifellos ein sehr starkes Mo­
ment in Richtung auf die Einsdtränkung der VertaIIbarkeit 
auslösen. DJe steuerUdlen Rückstellungen spIelen ja bei den 
Uberlegungen der Unternehmer über die Gestaltung der Al­
tersversorgung seit eh und je eine große Rolle. 

D. Vorläufige Würdigung 
Die beabsichtigte steuergesetzlidle Regelung verfolgt, soweit 

.. sie auf die Einschränkung der Yerfallbarkeit zielt, ein außer­
,.. . . ·steuerlidtes, nämlich arbeitsrechtliches beziehungsweise ar­
~ .. , beitsredltspolitisdles Ziel. Sie muß sich deshalb mit der Elle 

~rb~t.s~Wcber Grundsätze messen lassen. 

L Zum VerblHnIs ..... ArbeJtaredd aad S&euerredll 

. burcn die VerknÜPfung · der steuerlichen BerUdc:sichtigung 
\ .... mit der Einschränkung der Vertanbarkeit könnte den Unter­

" ~ ' .. /(: netunern - jedenfalls aUf den ersten· Blick _ der Etndruck: 
) .: " au"~ert we~en. die unbesc:hränkte VertaUbarkett sel auch 
I,: . arbeitsrecbtUdl_ durdlaus in Ordnung. wenn. sie •• dafür" nur 
. : ~. auf die AusschöpfunC der steuerlichen Rüdesten Ir: 

keilen rzich unl&mugUch_ 
, Ver _ ve teten, 10 als ob der Arbeitgeber die .teuerUche 

günsttgung als Gegenlelriung für die Zusage des urtver ... 
tallbaren Ruhegeld .. erhielte. Diese BetradltunC wäre jedod! 

r. .' , 
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völ1ij( sch iet und arbeitsrechtlich unhaltbar. Denn die '~. 
genleistung, die der Arbeitgeber für das Ruhegeld erhält,· ist 
nicht der steuerlich bedingte Finanzierungsvorteil. sondern 
die Arbe itsleistung des Arbeitnehmers. Der Steue rgesetzgeber . 
kan n seine Auffassung über d ie angemessene Mindestrege­
lung darl egen und zu ihrer Durchsetzung einen steuerlidlen . 
Anreiz bieten. Verzichten die Unternehmen auf diesen An­
reiz, indem sie die Regelung nicht einführen, so heißt das 
aber noch lange n ich t, daß di e Regelung audl. im Verhältnis 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer angemessen _ist 1U. ~ 
Andernfalls würde die Bestimmung eines Teils der arbeits_ . 

. rechtlichen Gegenleistung, die der Arbeitnehmer . für . seine -
Jaufend erbrachte Arbeitsleis tung erhält, von einem allein in: 
der Entscheidung des Arbeitgebers liegenden Moment -ab­
hä ngig gemaml, ohne daß in irgendeiner Weise sichergestellt 
wäre, daß bei dieser Entscheidung auen die be rechtigten Ijl._ 
te ressen des Arbeitnehmers, die denen des Arbeitgebers häu­
fig entgegenlaufen, angemessen beTÜcksidltigt werden." Die 
Frage der arbeitsrechtlichen Angemessenheit der Verfallbar_ 
kei t kann deshalb grundsätz.lich nicht davon ' abhängen. . ob 
s teuerliche Rückstellungen gebildet worden sind oder nicht. 
Auf der anderen Seite ist aber nicht zu verkennen, daß das 
Bundesarbeitsgericht, weldtes bei Konkretisierung "des · all­
gemeinen Arbeitnehmerschutzprinzips auf alle sich in unse­
rer Rechtsordnung bieten.den Anhaltspunkte ·:turückgre{fen 
muß, auch die Wertung des Steuergeseugebers einzubeziehen 
haben wi rd In. . ·.':i .:~~",: .... :;.: 
Im fo1genden sollen einige der wichtigsten Im SpanD.Ut.,gs_· 
(eId zwischen Arbeitsrecht und Steuerrecht stehenden "l ha­
ge n, die bei Realisierung der genannten steuerlichen Rege- ·. 
lung auttreten können, kurz angeführt werden. Eine erscb.öp.- · 
fende Darstellung ist nimt beabsidltigt. . .... , .. - ' .. :: 

. • . . .: . : •.. ~~ L":'""\;:.,-:"" . 
%. Unternehmen, die dem ste\lerlichen Anreis nh:h& .ol&e~'~·~ : ·:· 
Klar dürfte zunächst folgendes sein: Soweit untern~~ 
trotz; des steuerlichen Anreizes und des allgemeinen SOzial_ 
politischen Appells die Verfallbarkelt niebt entsprechend den 
steuerlichen Mindestbedingungen einschränken, müßte da 
Bundesarbeitsgeridlt die Korrektur vornehmen .. Das e;gib; 
sich aus den angestellten Oberlegungen zum Ver~ält:nia von 
Arbeits- und Steuerredlt ohne weiteres.. ' . . . .. ~ rI':. '" i··: ... , .• . . _ : .. .. . .. ' . -; .. 1'<,,-. .. ,-
Die arbeitsremUiche Folge könnte auch nicht dadUttb ~· WÜ~ 
gangen werden. daß ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern 
zwar eine den steuerlichen Vorschriften entsprechende· Zu-: 
sage gibt, der dann aber in Ausübung seines Passiylerungs_ 
wahlrechts keine Pensionsrü~stenungen bildet •. Denn : dann 
stände die Unverfallbarkeit .des Penslonsanspruchs · IlUr .'-au} 
dem P a pier w . Die Lage wäre hier für den ausscheidenden 
Arbet tnehmer mindestens ebenso mißlich" wie wenn Von "M­
fang an keine Unverfallbarkeit bestanden hätte. ~ Hier wie 
dort käme m , E. die arbeitsredtUiche Ant:rkennung einer '-SOI­
chen Gestalt':lng dur~ das Bundesarbeitsgericbt· nicht ln Be-. 
tracht. Arbeltsrechthch muß vIelmehr : der · Wert· der··. Vo 
Arbeitnehmer durch selne ·Arbeitsleistung erdienten\· Ann::. 
wartschaft unverlallbar sein ohne RUdtsicht darauf,. : ob di . 
entspremenden steuerlichen Rückstellungen ~ .\rorgenotrÜn e 

. . . :; ... ,,:": l ! .... ,f -;;;:..~.: .;.,.~~ . 
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101 lATenz. Kennzelchl!n gec10ck.ter rlchterlldler Bechtafortbl~··~' : . 
Karllruhe 116(5, S. 11; Wlecu:ku. JZ ItQ S. 175; .. a.ele, SAX 1_ "sUl\g. 

101 HuecklNfpperdell. Lehrbuch dea · Arbe1taredlta, Bd 1 ., ... • l2.. 
Bulin/FrankfUrt a ; M. INS, I U Fußnote. 6$ b' BOttiche,. ·-./t.lt.ua. 
INS s. 111; Henchd. DB 1867 S. 2'5; Mallef'-M~lll. Anril.. ~~ l'bu"ft. 
AP Nr. 2' %U I 811 8GB Gratifikation; Gomtlt«hep. "lt41\.~A.O. 
S •• 01. . . . . . , . ... ~ ,,? < ... ~.::~.~ 

110 Rau, Die Bl!handlunc der betrtl!bUmen · Altenrvenoraun.·· .. . . ... . 
steuerrl!torm nach dem heutigen Stand, BetrAV 011 s.,: lD. der 
Auc:h. bel den Zuwendungen an Penatonakassen Und. den 'IS.. 
cen tOr Dlrektvenlcheruneen wird erwogen. cUe neueru~\rI. ... 
erkennung als Belriebnua,aben von der UnverfalJbarlr. e.A..Q-

. AnsprQctle 8bhlnCli zu machen. Rau, .... 0 •• S. to L. .". -.. et~ . Cler 
111 V,t dazu Schröder. Der Teilwert ttlr PenalonnO.~~ -~.~.".:; 

13etrAV 1111 S. 14, , . . -:. .;;., .......... , ,~ 
Jl2 vgt :I. B. SAG. 5. ·%' 1171, N~W 1111 S. 1HZ. Jt2t: ..Dle ·.te" _ ....... ~ •. ,. 

Folge k.nn sJch immer nur DaCh den arbdtllredJ.WChen Uert1d:le 
$eLZWlll!n rldlten, nlmt UfnlekRhrt. . Venllwnt .. der Ar "V"or.,ua­
die arbeltlrechtlimen VertraSSbedtngungeu den Ite\le~tcebetl 
VoJ'll.Chr:lUen .n.r.upassen, ao 1IIt cU" ror d.le arbOlbrecbtU Ukttq 
IIprUdle dea Arbellnehmcn a:1eICh'UlUC.- : .. '. ~ , .. ! , . . : -:'1.~~.~ 
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. worden sind oder nicht 115. Den Uoternehmern wird deshalb . 
auch dann. wenn sie allein aus steuerlichen ·Gründen noch 
nicht dazu bereit sein sollten, empfohlen werden müssen, 
bereits von sich aus entsprechende Unvertallbarkeitsklauseln 
einzufügen. Andernfalls könnte es geschehen, daß sie zwar 
auf die Wahrnehmung der steuerlichen Vorteile verzichten, 
später vom Bundesarbeitsgericht aber dennoch gezwungen 
werden, die Anwartsdlaften bei Betriebswechsel der Arbeit­
nehmer aufrecht zu erhalten. 

~ Die Bemessung der Höhe der erdienten Anwartschaft 
Bel der Frage, nach welcher Methode der erdiente Wert der 
Rtihegeldanwartschaft im Zeitpunkt des Ausscbeidens des 
Arbeitnehmers berechnet werden soll, dürfte es für das Bun­
desarbeitsgericht naheliegen, sich an die steuerliche Teilwert­
berechnung anzulehnen, als einer von deren besondere!). Vor­
teilen die Steuerreformkommission ja angeführt hat, daß sie 

. "den genauen betriebswirtschafUichen Gegenwert für die je­
weilige VerpWchtung" ut angebe. Im Interesse einer alsbal­
digen Durchsetzung einer arbeitsrechtlich befriedigenden Re­
gelung und um ein andernfalls notwendigerwelse auftreten­
des Redltsunsicherheitsmoment von vornherein abzufangen, ' 
wäre es deshalb angezeigt, wenn im Verlauf der weiteren 
Gesetzgebungsberatungen als Voraussetzung tür die steuer" 
liehe Rückstellungsbildung die Unverfallbarkeit in Höhe des · 
jeweiligen vollen Teilwerts, d h. der SollrücksteUungen, und 
nidlt nur in Höhe der tatsächlicf:i getätigten Rückstellungen 
festgelegt würde. 

.. Der VerfaUseltraum 
Wer, wie der Verfasser, der Meinung ist, der Verfallzeitraum 
sollte angemessenerweise drei, längstens tün! Jahre betragen, 
kann nur hoffen, daß die von ihm vorietragenen Gründe im 
Verlauf der weiteren Beratungen In den Ministerien, inner­
halb der Bundesregierung und im weiteren Gesetzgebungs­
verfahren nodl berücksidltigt und der Verfallzeitraum von 
zehn auf fünf, möglichst auf ' drei Jahre, gesenkt wird. Dies 
ersmeint wn so dringlicher, wenn, wie beabsichtigt, mit den 
steuerlichen Rüd<.:stellungen erst ab dem Alter 3D begonnen 
werden darf. Denn dann faUen die möglichen Rückstellungen, 
die ja gleichzeitig den jeweiligen Wert. der beim Ausscheiden 
aufr;:mt.z:uerh~~tenden Anwartsmaft repräsentieren, pro Jahr 
betramthch boher aus als bisher. Hinzu kommt, daß die 
Frage, wieviel bei vorzeitigem Ausscheiden aufremtzuerhal­
ten ist, mit der steuerrechtlicben Regelung auch arbeitsrecht­
lich wohl in HOhe der versidterungsmathematischen Zurech­
nung entschieden werden' muß und damit die zu Anfang der 
~wartscha!t vorgenommenen Rückstellungen, bel tlenen das 
Zmseszlnswachstum sich besonders stark auswirken kann in 
überproportionaler Weise zur Finam:.ierung des spä.te~n ' 
Ruhegeldes beitrügen. Ein möglicher Vertall der Anwart- · 

steuerliche Teilwertberechnung erst die Jabre ab dem · Le-­
bensalter 30 einbezogen werden sollen. Soweit die Unter­
nehmen sich nun nicht bereitfinden sollten, in ihren Ruhe­
geldordnungen die Dienstjahre vor dem 30. Lebensjahr mo­
bilitäts- und bindungsmäßig zu "neutralisieren", indem sIe 
sie nicht mehr bei der Berechnung der Ruhegeldleistungen 
berücksichtigen m. könnte ein Arbeitnehmer, der mit 20 Jah- : 
ren in den Betrieb eintritt. auch mit den steuerlich zulässigen ' 
Verfallvorbehalten 20 Jahre lang gebunden werden, so daß 
aum insoweit ein Eingriff des Bundesarbeitsgerichts nimt 
auszuschUeßen wäre. 

6. nie generelle NotweDdi,k:el~ die Ilobegeldordnungen 
an die steuerredltlldten BestimmUDl"en anzu«lelmen 

., 

I ' 

Der steuerliche Anreiz: für eine Umstellung der Versorgungs­
pläne erstreckt sich nur auf die Beredmung des Anwart­
schaftswerts im Falle vor z e i t i gen Ausscheidens. Es ist 
jedoch. - auch über die genannte Neutralisierung von Dienst ... 
jahren jüngerer Arbeitnehmer hinaus - notwendig, daß die 
Unternehmen ihre Versorgungspläne auch hinsichtlich · der 
Berechnung der Leistungen für. Arbeitnehmer, die in ihren 
Diensten in den Ruhestand treten, angleichen. Andernfalls 
könnte sich z. B. für Arbeitneluner mit einer längeren Dienst­
zeit sogar ein Anreiz filr einen Stellenwechsel ergeben, weil 
die im bisherigen und im neuen Betrieb erworbenen Ruhe­
geldanspTÜche zusammen dann leidlt höher sein können als 
der Ansprudl, den er erworben hätte, wenn er bis zur Al-· 
tersgrenze im bisherigen Betrieb geblicben wäre. Die betrieb­
lichen Versorgungspläne sehen nämlich zumeist · für jedes 
Jahr der Betriebszugehörigkeit eine gleidunäßige propor­
tionale Erhöhung des bei Eintritt des Versorgungsfalles be­
stehenden Ansprudls vor, während nach der vorgesehenen 
Teilwertberechnung den Anfangsperioden ein überproportio­
naler Teil der späteren Pension z:uzurechnen ist. weil sich bei 
ihnen die Verzinsung der fiktiven J"abresprämien am stärk-. 
sten auswirkt. 
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7. Der Hinweis auf allremelne arbe~tsreddllcbe Grundsä.be . .,-. 
Ein Verfallvorbehalt soll nach der vorgesehenen Regelung ,;. 
dann steuerunsdlädlich sein, wenn .,der Versorgungs anspruch } .~ 
nach allgemeinen arbeitsrechtlichen Grundsätzen vermindert '. ~ 
oder entzogen werden kann", Dieser Verweis ist vor allem <.; 
auf die Frage zugeschnitten, ob Unverfallbarkelt auch bei .": :! .' 

außerordenUicher Kündigung des Arbeitgebers gelten soU u', ~ 
' Diese' Frage . der · Steuerschädlimkeit oder -unsmädlichkeit . . ' 
soll hier also direkt an die Klärung der entspredtenden ar- ,. ;; .. 
beitsrechUidJen Vortrage anknüpfen, ·mer gilt das oben be- .. .. : . ...-: 

. retts Ausgeführte; wonach u. E. die -erdiente Anwartschaft 
auch· bei vom Arbeitnehmer verschuldeter außerordentlidler ;- , .. i · .. : 

Kün.digung des Arbeitgebers nicht ersatzlos vertallen darf. , ·... ., ;; 

schaft, die in den Anfangsdienstjahren erdient worden ist, 115 Da, wIe sogleich %U zeigen &ein wlrd, der steuerUdle· Teilwert .' 
würde deshalb die spätere Versorgung des Arbeitnehmers auch den arbeltsredltllch .. richtigen" Wert bestimmt., muD Ent· . . " 

, 
besonders empfindlich mindern. sprechendes auch dann gelten., wenD die mögl1cben steuerUchen. . 

RQcksteUun&"en nur t. e 11 w eis e vorgenommen worden .a1nd,. " 
5. NeutraUsierunl' der Dienstjahre bis zum Alter SO . aIso den Teilwert Il;1cbt· erre1c:1len. 
Nach den betrieblichen Versorgungsplänen riihlen bei Be- . Jl8 =~;t;:. ~ .steuerretonnic.onun1u1on a71, Bonn 1m, v .. A~:. ,: ~,} .:~ 
rechnung des Versorgungsanspruchs meist die Dienstjahre. 117 Sjehe dazu oben S 1071 ' . .. - '. i '· 
etwa ab dem 20. Lebensjahr mit, während In die vorgesehene " UI R.u, BetrAV ,.". S.' ... .;. ' ... " ' .. ' .:: .. ; :',:>1 


